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187 WAHL ZUM 21. DEUTSCHEN BUNDESTAG; BEKANNTMACHUNG ÜBER DIE AUFFORDERUNG 
ZUR EINREICHUNG VON KREISWAHLVORSCHLÄGEN 

 
Der Bundespräsident hat durch Anordnung vom 23. August 2024 (BGBl. 2024 I S. 271) den 28. September 
2025 als Wahltag für die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag bestimmt. Daher gebe ich gemäß § 32 der 
Bundeswahlordnung (BWO) folgende Informationen bekannt.  
 
Die in der nachstehenden Aufforderung enthaltenen Fristen (Ziffer 1-6) sind auf den Wahltag 28. September 
2025 ausgelegt. 
 
Im derzeit zu erwartenden Falle der Auflösung des Deutschen Bundestages findet eine Neuwahl des 21. Deut-
schen Bundestages innerhalb von sechzig Tagen statt. Gemäß § 16 Bundeswahlgesetz (BWG) bestimmt der 
Bundespräsident den Wahltag (voraussichtlicher Wahltermin am 23. Februar 2025). Sobald im Falle der 
Auflösung des Deutschen Bundestages ein neuer Wahltag bekannt gemacht worden ist, wird der Kreiswahl-
leiter erneut unter Berücksichtigung der dann geltenden wahlrechtlichen Fristen - die sich aus der noch zu 
erlassenden Rechtsverordnung des Bundesministeriums des Innern und für Heimat ergeben - zur Einreichung 
von Kreiswahlvorschlägen auffordern. 
 
Die im Falle der Auflösung des Bundestages und Festlegung des Wahltages auf den 23. Februar 2025 vo-
raussichtlich geltenden Fristen können dieser Bekanntmachung unter Ziffer 7 entnommen werden. 
 
Mit Blick auf die verkürzten Fristen bei einer vorgezogenen Neuwahl ist zu empfehlen, die notwendigen 
Schritte zur Einreichung des Wahlvorschlags schon jetzt, ohne weiteres Zuwarten, einzuleiten. 
 
1. Gesetzliche Grundlagen 
 

Gesetzliche Grundlagen für die Durchführung der Wahl zum 21. Deutschen Bundestag sind derzeit: 
 
• Bundeswahlgesetz (BWG) vom 23. Juli 1993 (BGBl. I S. 1288, 1594) in der zurzeit geltenden 

Fassung 
 

• Bundeswahlordnung (BWO) vom 19. April 2002 (BGBl. I S.1376) in der zurzeit geltenden Fas-
sung 

 
2. Kreiswahlleiter, Abgrenzung des Wahlkreises 
 

Die Bezirksregierung Arnsberg hat mit Verfügungen vom 20. August 2024 den unterzeichnenden Land-
rat des Hochsauerlandkreises, Dr. Karl Schneider, zum Kreiswahlleiter und Kreisdirektor Dr. Klaus 
Drathen zum stellvertretenden Kreiswahlleiter für den Wahlkreis 146 Hochsauerlandkreis ernannt. 
 
Entsprechend der Anlage zu § 2 Abs. 2 BWG umfasst der Wahlkreis 146 Hochsauerlandkreis das ge-
samte Gebiet des Hochsauerlandkreises. 

 
3. Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen 
 

Gemäß § 32 Abs. 1 BWO fordere ich hiermit auf, Kreiswahlvorschläge zur Wahl des 21. Deutschen 
Bundestages für den Wahlkreis 146 Hochsauerlandkreis bis spätestens 
 

Montag, 21. Juli 2025, 18.00 Uhr (Ausschlussfrist), 
 
beim Landrat als Kreiswahlleiter im Dienstgebäude des Hochsauerlandkreises, Steinstraße 27, 59872 
Meschede einzureichen. Später eingehende Kreiswahlvorschläge können nicht mehr berücksich-
tigt werden. 
 
Kreiswahlvorschläge sind schriftlich einzureichen. Die Schriftform ist dann gegeben, wenn die einzu-
reichenden Unterlagen persönlich und handschriftlich unterzeichnet sind und im Original vorliegen (§ 
54 Abs. 2 BWG). Die Schriftform ist durch E-Mail oder Telefax nicht gewahrt. 
 
Es wird dringend empfohlen, die Kreiswahlvorschläge so rechtzeitig einzureichen, dass etwaige Män-
gel, die die Gültigkeit der Kreiswahlvorschläge berühren, noch vor Ablauf dieser Ausschlussfrist besei-
tigt werden können. 
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4. Wahlvorschlagsberechtigte 
 

Kreiswahlvorschläge können von Parteien und von Wahlberechtigten nach Maßgabe des § 20 BWG 
eingereicht werden. Eine Partei kann in jedem Wahlkreis nur einen Kreiswahlvorschlag einreichen (§ 
18 Abs. 5 BWG). 
 
Kreiswahlvorschläge von Parteien können nur dann zugelassen werden, wenn für die Partei in Nord-
rhein-Westfalen auch eine Landesliste zugelassen wird (§ 20 Abs. 2 S. 2 BWG). 
 
Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf Grund 
eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten waren, können 
als solche einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie spätestens am Montag, dem 23. Juni 2025 bis 
18.00 Uhr, der Bundeswahlleiterin, Statistisches Bundesamt, 65180 Wiesbaden, ihre Beteiligung an der 
Wahl schriftlich angezeigt haben und der Bundeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat 
(§ 18 Abs. 2 BWG). 
 
In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen sich die Partei an der Wahl beteiligen will. Die 
Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern des Bundesvorstandes, darunter dem Vorsitzenden oder 
seinem Stellvertreter, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Partei keinen Bundes-
vorstand, so tritt der Vorstand der jeweils obersten Parteiorganisation an die Stelle des Bundesvorstan-
des. Die schriftliche Satzung und das schriftliche Programm der Partei sowie ein Nachweis über die 
satzungsgemäße Bestellung des Vorstandes sind der Anzeige beizufügen.  
 
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Anzeige gemäß § 18 Abs. 2 BWG nicht die Verpflichtung 
zur Übersendung der Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Parteiengesetz ersetzt, also unabhängig von diesen 
Mitteilungen geboten ist.  

 
5. Form und Inhalt der Kreiswahlvorschläge 
 

Nach § 21 Abs. 3 S. 4 Halbsatz 1 BWG darf die Wahl der Bewerberinnen und Bewerber frühestens 32 
Monate nach Beginn der Wahlperiode des Deutschen Bundestages, das heißt seit dem 27. Juni 2024, 
stattfinden. Bereits in Vorbereitung des regulären Wahltermins durchgeführte Aufstellungsversammlun-
gen bleiben auch zu einer etwaigen vorgezogenen Wahl gültig und müssen nicht wiederholt werden. 
 
Die Wahlen für die Vertreterversammlungen können nach § 21 Abs. 3 S. 4 Halbsatz 1 BWG bereits seit 
dem 27. März 2024 (29 Monate nach Beginn der Wahlperiode) erfolgen. 
 
Der Kreiswahlvorschlag soll nach Formblatt Anlage 13 BWO eingereicht werden. Er muss folgende 
Angaben enthalten: 
 
a) Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift (Haupt-

wohnung) des Bewerbers, 
 
b) den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 

diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) deren Kennwort. 
 
Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse der Vertrau-
ensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 
Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei Mitgliedern des Vorstandes des Landes-
verbandes, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und handschriftlich zu 
unterzeichnen. Hat eine Partei in einem Land keinen Landesverband oder keine einheitliche Landesor-
ganisation, so müssen die Kreiswahlvorschläge von den Vorständen der nächstniedrigen Gebietsver-
bände (§ 7 Abs. 2 Parteiengesetz), in deren Bereich der Wahlkreis liegt, dem Satz 1 dieses Absatzes 
gemäß unterzeichnet sein. Die Unterschriften des einreichenden Vorstandes genügen, wenn er inner-
halb der Einreichungsfrist (21. Juli 2025, 18.00 Uhr) nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine schrift-
liche, dem Satz 1 dieses Absatzes entsprechende Vollmacht der anderen beteiligten Vorstände vorliegt 
(§ 34 Abs. 2 BWO). Im Interesse der Erleichterung der Einreichung und Überprüfung von Kreiswahlvor-
schlägen wird empfohlen, von der Möglichkeit des Nachweises der dem Landeswahlleiter vorliegenden 
Vollmacht frühzeitig Gebrauch zu machen. 
 
Die Kreiswahlvorschläge von Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren 
letzter Wahl nicht auf Grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordne-
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ten vertreten waren, müssen außerdem von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises per-
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeich-
nung gegeben sein und ist bei Einreichung des Kreiswahlvorschlages nachzuweisen. Das Erfordernis 
von 200 Unterschriften gilt nicht für Kreiswahlvorschläge von Parteien nationaler Minderheiten. 
 
Andere Kreiswahlvorschläge, also Kreiswahlvorschläge von Wählergruppen und einzelnen Wahlbe-
rechtigten, müssen ebenfalls von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein. Auch bei diesen Kreiswahlvorschlägen muss die Wahlberechtigung 
im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung des Kreiswahlvorschlages nach-
zuweisen. 
 
Eine Besonderheit gilt für die Unterschriften der drei ersten Unterzeichner von anderen Kreiswahlvor-
schlägen, also Kreiswahlvorschlägen von Wählergruppen oder einzelnen Wahlberechtigten. Hier haben 
drei Unterzeichner ihre Unterschriften auf dem Kreiswahlvorschlag selbst (Formblatt Anlage 13 BWO) 
zu leisten. 
 
Muss ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises unterzeichnet 
sein, so sind die Unterschriften auf dem amtlichen Formblatt Anlage 14 BWO zu erbringen. Hierbei sind 
folgende Vorschriften zu beachten: 
 
a) Der Kreiswahlleiter liefert die Formblätter auf Anforderung kostenfrei; er kann sie auch als Druck-

vorlage oder elektronisch bereitstellen. Bei der Anforderung sind Familienname, Vornamen und 
Anschrift (Hauptwohnung) des vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Wird bei der Anforde-
rung der Nachweis erbracht, dass für den Bewerber im Melderegister eine Auskunftssperre ge-
mäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist, wird anstelle seiner Anschrift 
(Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift verwendet; die Angabe eines Postfachs genügt 
nicht. Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlages, der den Kreiswahlvorschlag einrei-
chen will, sind außerdem bei Parteien deren Namen und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort anzugeben. Parteien 
haben ferner die Aufstellung des Bewerbers in einer Mitglieder- oder einer besonderen oder all-
gemeinen Vertreterversammlung nach § 21 BWG zu bestätigen. Zusätzlich ist eine Anschrift des 
Verantwortlichen für die Verarbeitung der mit der Unterstützungsunterschrift angegebenen per-
sonenbezogenen Daten der Unterstützungsunterschriften sammelnden Partei oder der Unterstüt-
zungsunterschriften sammelnden Einzelbewerber (vergleiche Rückseite der Anlage 14 BWO) an-
zugeben. 

 
b) Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklärung auf dem 

Formblatt persönlich und handschriftlich unterzeichnen; neben der Unterschrift sind Familien-
name, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners sowie der 
Tag der Unterzeichnung anzugeben. Von Wahlberechtigten im Sinne des § 12 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 
BWG ist der Nachweis für die Wahlberechtigung durch die Angaben gemäß Anlage 2 BWO und 
die Abgabe einer Versicherung zu erbringen. Von Wahlberechtigten nach § 12 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 
BWG ist der Nachweis für die Wahlberechtigung durch die Angaben gemäß Anlage 2a BWO und 
die Abgabe einer Versicherung an Eides statt zu erbringen. 

 
c) Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung der Gemein-

debehörde, bei der er im Wählerverzeichnis einzutragen ist, beizufügen, dass er im Zeitpunkt der 
Unterzeichnung im Bundestagswahlkreis 146 Hochsauerlandkreis wahlberechtigt ist. Gesonderte 
Bescheinigungen des Wahlrechts sind vom Träger des Wahlvorschlages bei der Einreichung des 
Kreiswahlvorschlages mit den Unterstützungsunterschriften zu verbinden. 

 
d) Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand mehrere 

Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren Kreiswahlvor-
schlägen ungültig. 

 
e) Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch eine Mit-

glieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften sind 
ungültig. 

 
Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufügen: 
 
a) die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach Formblatt Anlage 15 BWO, dass er seiner 

Aufstellung zustimmt und für keinen anderen Wahlkreis seine Zustimmung zur Benennung als 
Bewerber gegeben hat, 
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b) eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde nach dem Formblatt Anlage 16 BWO, 
dass der vorgeschlagene Bewerber wählbar ist, 

 
c) bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Ausfertigung der Niederschrift über die Beschluss-

fassung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der der Bewerber aufgestellt worden ist, 
im Falle eines Einspruchs nach § 21 Abs. 4 BWG auch eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die wiederholte Abstimmung, mit der nach § 21 Abs. 6 Satz 2 BWG vorgeschriebenen Versiche-
rung an Eides statt; die Niederschrift soll nach Formblatt Anlage 17 BWO gefertigt, die Versiche-
rung an Eides statt nach Formblatt Anlage 18 BWO abgegeben werden; eine Versicherung an 
Eides statt des vorgeschlagenen Bewerbers gegenüber dem Kreiswahlleiter nach dem Formblatt 
Anlage 15 BWO, dass er nicht Mitglied einer anderen als der den Wahlvorschlag einreichenden 
Partei ist; für die Abnahme der Versicherung an Eides statt gilt § 21 Abs. 6 Satz 3 BWG entspre-
chend, 

 
d) die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des Wahlrechts 

der Unterzeichner, sofern der Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahlberechtigten des 
Wahlkreises unterzeichnet sein muss. 

 
Die Bescheinigung des Wahlrechts und die Bescheinigung der Wählbarkeit sind von den Gemeindebe-
hörden kostenfrei zu erteilen. Die Gemeindebehörde darf für jeden Wahlberechtigten die Bescheinigung 
des Wahlrechts nur einmal zu einem Kreiswahlvorschlag erteilen. 
 
Sämtliche amtlichen Vordrucke werden durch den Kreiswahlleiter kostenlos bereitgestellt und können 
unter der Telefonnummer 0291/94-1424 oder E-Mail: wahlen@hochsauerlandkreis.de angefordert wer-
den. 

 
6. Mängelbeseitigung und Zulassung 
 

Die Kreiswahlvorschläge werden unverzüglich nach Eingang geprüft. Werden Mängel festgestellt, be-
nachrichtigt der Kreiswahlleiter die Vertrauensperson und fordert sie auf, behebbare Mängel rechtzeitig 
zu beseitigen. Mängel, die einen gültigen Kreiswahlvorschlag nicht zustande kommen lassen, können 
nur bis zum Ablauf der Einreichungsfrist (21. Juli 2025, 18.00 Uhr) beseitigt werden. 
 
Nach Ablauf dieser Frist bis zur Zulassung können nur noch Mängel an sich gültiger Kreiswahlvor-
schläge behoben werden. 
 
Ein gültiger Kreiswahlvorschlag liegt gem. § 25 Abs. 2 BWG nicht vor, wenn  
 
a) die Form oder Frist gemäß § 19 BWG nicht gewahrt ist, 
 
b) die erforderlichen gültigen Unterschriften der Parteivorstände und/oder die Unterstützungsunter-

schriften mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeichner fehlen, es sei denn, der 
Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, 
nicht rechtzeitig erbracht werden, 

 
c) bei einem Parteiwahlvorschlag die Parteibezeichnung fehlt, die nach § 18 Abs. 2 BWG erforder-

liche Feststellung der Parteieigenschaft abgelehnt ist oder die Ausfertigung der Niederschrift über 
die Aufstellung des Bewerbers für den betreffenden Wahlkreis und die Versicherung an Eides 
statt nicht erbracht werden, 

 
d) der Bewerber mangelhaft bezeichnet ist, so dass seine Person nicht feststeht, oder 
 
e) die Zustimmungserklärung des Bewerbers fehlt. 
 
Nach der Entscheidung über die Zulassung eines Kreiswahlvorschlages ist jede Mängelbeseitigung 
ausgeschlossen. 
 
Gegen Verfügungen des Kreiswahlleiters im Mängelbeseitigungsverfahren kann die Vertrauensperson 
den Kreiswahlausschuss anrufen. Ruft eine Vertrauensperson gegen eine Verfügung des Kreiswahllei-
ters den Kreiswahlausschuss an, so hat dieser der Vertrauensperson Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben und unverzüglich über die Verfügung des Kreiswahlleiters zu entscheiden. 
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Über die Zulassung der Kreiswahlvorschläge entscheidet der Kreiswahlausschuss am 01. August 2025 
in öffentlicher Sitzung. Zu dieser Sitzung werden die Vertrauenspersonen der Kreiswahlvorschläge ge-
laden. Ort, Zeit und Gegenstand der Verhandlungen des Kreiswahlausschusses werden zudem öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Der Kreiswahlausschuss hat Kreiswahlvorschläge zurückzuweisen, wenn sie verspätet eingereicht sind 
oder den Anforderungen nicht entsprechen, die durch BWG und BWO aufgestellt sind, es sei denn, 
dass in diesen Vorschriften etwas anderes bestimmt ist. Die Entscheidung ist in der Sitzung des Kreis-
wahlausschusses bekannt zu geben. 
 
Weist der Kreiswahlausschuss einen Kreiswahlvorschlag zurück, so kann binnen drei Tagen nach Be-
kanntgabe der Entscheidung von der Vertrauensperson des Kreiswahlvorschlages, der Bundeswahllei-
terin oder dem Kreiswahlleiter Beschwerde an den Landeswahlausschuss eingelegt werden. Die Bun-
deswahlleiterin und der Kreiswahlleiter können auch gegen eine Entscheidung, durch die ein Kreiswahl-
vorschlag zugelassen wird, Beschwerde erheben. Das Nähere regeln § 26 Abs. 2 BWG und § 37 BWO. 

 
7. Voraussichtliche verkürzte Fristen bei einer Neuwahl am 23. Februar 2025 
 

Die im Falle der Auflösung des Bundestages und Festlegung des Wahltages auf den 23. Februar 2025 
unter Berücksichtigung des derzeit bekannten Entwurfs der Verordnung über die Abkürzung von Fristen 
im Bundeswahlgesetz für die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag voraussichtlich geltenden Fristen 
sind: 
 
• späteste Anzeige über die Beteiligung an der Wahl bei der Bundeswahlleiterin (vgl. Ziffer 4): 07. 

Januar 2025  
 

• späteste Einreichung Kreiswahlvorschläge bei dem Kreiswahlleiter (vgl. Ziffer 3): 20. Januar 
2025, 18:00 Uhr 

 
• Entscheidung des Kreiswahlausschusses über die eingereichten Kreiswahlvorschläge (vgl. Ziffer 

6): 24. Januar 2025 
 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der Sprachformen männlich, 
weiblich und divers (m/w/d) verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für alle Ge-
schlechter. Hierfür wird um Verständnis gebeten. 
 
Meschede, 18.12.2024 
 
Der Landrat des Hochsauerlandkreises 
als Kreiswahlleiter für die Bundestagswahl 2025 
 
gez.  
Dr. Schneider 
 
 
188 SATZUNG (ALLGEMEINE VORSCHRIFT) IM SINNE VON ARTIKEL 3 ABSATZ 2 DER VERORD-

NUNG (EG) NR. 1370/20071 DES HOCHSAUERLANDKREISES VOM 16.12.2024 ÜBER DIE FEST-
SETZUNG DES DEUTSCHLANDTICKETS ALS HÖCHSTTARIF 

 
Präambel 
 
Bund und Länder einigten sich darauf, ein digitales, deutschlandweit gültiges „Deutschlandticket“ für den öf-
fentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) zu einem Einführungspreis von 49 Euro pro Monat im monatlich künd-
baren Abonnement einzuführen. Das Deutschlandticket startete erstmalig zum 01. Mai 2023. Das bundesweit 
gültige Deutschlandticket ermöglicht den Fahrgästen mit einem einfachen und günstigen Angebot die Nutzung 
des ÖPNV und stellt einen Baustein für einen attraktiven ÖPNV dar. Daneben soll mit dem von Bund und 
Ländern noch zu erarbeitenden Ausbau- und Modernisierungspakt auch das verkehrliche Angebot weiterent-
wickelt werden. 
                                                
1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 23. Oktober 2007 
über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 
1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABI. L315/1) in der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES EUROPÄ-
ISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
hinsichtlich der Öffnung des Marktes für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABI. L354/22). 
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Für das Deutschlandticket haben Bund und Länder nach Maßgabe des § 9 Regionalisierungsgesetz (RegG) 
jeweils 1,5 Milliarden Euro jährlich zur Verfügung gestellt. Beide Seiten verständigten sich weiterhin darauf, 
dass die notwendige Auskömmlichkeit des Tarifs für das Deutschlandticket gewährleistet werden soll. Etwaige 
Mehrkosten, die den Unternehmen im Einführungsjahr 2023 entstanden sind, wurden je zur Hälfte von Bund 
und Ländern getragen. Für das Jahr 2024 haben sich Bund und Länder darauf geeinigt, im Jahr 2023 zur 
Verfügung gestellte und nicht verbrauchte Mittel im Jahr 2024 für den Ausgleich der finanziellen Nachteile aus 
dem Deutschlandticket einsetzen zu wollen. Mit Beschluss des Bundeskabinetts vom 17.07.2024 zum Entwurf 
eines Zehnten Gesetzes zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes sollen die Beschlüsse der Konferenz 
des Bundeskanzlers mit den Regierungscheffinen und –chefs der Länder insbesondere zur Übertragbarkeit 
der nicht in 2023 verbrauchten Regionalisierungsmittel für das Deutschlandticket auf die Folgejahre umgesetzt 
werden. 
 
Nach umfangreicher Debatte von Bund und Ländern mit der Branche und den kommunalen Spitzenverbänden 
wurde am 07.10.2024 im Koordinierungskreis Einigkeit zur Fortführung über den 31.12.2024 hinaus erzielt. 
Die im Zeitraum von 2023 bis 2025 entstehende Kostenunterdeckung wird paritätisch von Bund und Ländern 
bis zu einer Gesamthöhe von 9 Milliarden Euro ausgeglichen. Dabei soll sichergestellt werden, dass die nach 
Maßgabe der Zuwendungsrichtlinien ermittelten Ausgleichsbeträge in voller Höhe ausgeglichen werden und 
eine mögliche Finanzierungslücke über eine Anhebung des Preises des Deutschlandtickets und die Gewin-
nung weiterer Kundinnen und Kunden geschlossen wird. Ab 01.01.2025 wird das Ticket für 58 € monatlich 
angeboten werden. 
 
Der Hochsauerlandkreis kommt nunmehr der Empfehlung zur Fortführung des Deutschlandtickets nach und 
setzt diese zunächst bis zum 31.07.2025 um. Der Hochsauerlandkreis gibt durch diese allgemeine Vorschrift 
die Anwendung und Anerkennung des Deutschlandtickets als Bestandteil des WestfalenTarifs als Höchsttarif 
vor und gewährt nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift und den jeweils geltenden Richtlinien über die 
Gewährung von Zuwendungen zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr 
im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket in Nordrhein-Westfalen (Richtlinien Zuwendungen Deutsch-
landticket ÖPNV NRW)2 Ausgleichsleistungen an die Verkehrsunternehmen, die in seinem Zuständigkeitsge-
biet Beförderungsleistungen im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) erbringen.  
 
§ 1 Rechtsgrundlagen  
 
Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Abs. 1 S. 2 und 3 des Personenbeförderungs- gesetzes (PBefG), § 
3 Abs. 1 und 3 Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) 
sowie § 5 Abs. 1 Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) und Art. 3 Abs. 2 in Verbindung 
mit Art. 2 Buchstabe l) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 – alle Gesetze und Vorschriften in der zur Zeit 
gültigen Fassung - hat der Kreistag des Hochsauerlandkreises am 08.12.2023 diese Allgemeine Vorschrift zur 
Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) 
und zur Gewährung von Ausgleichsleistungen für finanzielle Nachteile im Zusammenhang mit der Anerken-
nung und Anwendung des Deutschlandtickets – zuletzt verlängert mit Beschluss des Kreistages vom 
13.12.2024 - beschlossen. 
 
§ 2 Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung 
 
(1) Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift öffentliche Personenver-

kehrsdienste im ÖPNV erbringen und die Beförderungsbedingungen und Tarifbestimmungen des West-
falenTarifs anwenden, sind verpflichtet, während der Laufzeit dieser allgemeinen Vorschrift das 
Deutschlandticket im Sinne des § 9 Absatz 1 des Regionalisierungsgesetzes (RegG) als Bestandteil 
der WestfalenTarif Tarifbestimmungen und unter Beachtung der im WestfalenTarif festgelegten Zusatz-
leistungen als Höchsttarif im Sinne des Art. 3 Abs. 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gemäß den Vor-
gaben dieser allgemeinen Vorschrift anzuwenden und anzuerkennen. Die Tarifanerkennung und –an-
wendung beinhaltet die Beförderung von Fahrgästen mit einem gültigen Deutschlandticket im ÖPNV als 
Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen, ohne dass den Fahrgästen hierfür zusätzliche Kosten entstehen. 

 
(2) Die Verkehrsunternehmen sind zudem verpflichtet, Beförderungsbedingungen des Deutschlandtickets 

aufzustellen und zu veröffentlichen und, wenn und soweit im Zusammenhang mit der Tarifanerkennung 
erforderlich, Tarifgenehmigungsanträge für das Deutschlandticket selbst zu stellen und/oder bei ent-
sprechenden Tarifanträgen Dritter (insbesondere der WestfalenTarif GmbH) mitzuwirken und keine Ein-
wände hiergegen vorzubringen. Sie haben in dem ihnen möglichen, erforderlichen und zumutbaren Um-
fang an der bundesweit einheitlichen Umsetzung des Deutschlandtickets mitzuwirken. 

                                                
2 Derzeit sind dies: „Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öf-
fentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2025 in Nordrhein-Westfalen“ 
(Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025) , Runderlass des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Verkehr – VII C 3 – 58.53.08-000006 – vom 07.11.2024. 
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(3) Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich geografisch auf das gesamte Gebiet, 
für das der Hochsauerlandkreis – unter Berücksichtigung von bestehenden Regelungen zur Übertra-
gung von Zuständigkeiten mit benachbarten zuständigen Behörden – die Befugnis als zuständige Be-
hörde im Sinne des Artikels 2 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für den ÖPNV innehat. 
Erbringt ein Verkehrsunternehmen Betriebsleistungen in dem Gebiet mehrerer Aufgabenträger und kön-
nen die nicht gedeckten Ausgaben nicht eindeutig der Betriebsleistung im jeweiligen Gebiet der Aufga-
benträger zugeordnet werden, sind diese auf der Grundlage der im Gebiet des jeweiligen Aufgabenträ-
gers erbrachten Fahrzeug-Kilometer bezogen auf den jeweiligen Antragszeitraum den Aufgabenträgern 
zuzuordnen. 

 
§ 3 Vorrangige Regelungen öffentlicher Dienstleistungsaufträge 
 
Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im ÖPNV auf Grundlage öffentlicher Dienstleistungsaufträge er-
bracht werden (gemeinwirtschaftliche Verkehrsdienste), gelten die Regelungen dieser öffentlichen Dienstleis-
tungsaufträge einschließlich etwaiger Ergänzungen und/oder Nachträge im Grundsatz vorrangig vor den Re-
gelungen dieser allgemeinen Vorschrift. Dies gilt in Bezug auf die Pflicht zur Tarifanerkennung und Tarifan-
wendung und die hierfür zu gewährenden Ausgleichsleistungen nur insoweit, wie der jeweilige öffentliche 
Dienstleistungsauftrag eine entsprechende Pflicht zur Anerkennung und Anwendung des Deutschlandtickets 
und die hierfür zu gewährenden Ausgleichsleistungen enthält. 
 
§ 4 Antragsberechtigte 
 
(1) Ausgleichsleistungen nach dieser Vorschrift werden öffentlichen oder privaten Verkehrsunternehmen 

nur gewährt, sofern sie als Genehmigungsinhaber oder als Betriebsführer nach dem Personenbeförde-
rungsgesetz (PBefG) oder der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 im Gebiet des Hochsauerlandkreises 
Beförderungsleistungen im allgemeinen ÖPNV gemäß § 8 Abs. 1, 2 des PBefG erbringen. 

 
(2) Ausgleichsleistungen werden nicht gewährt, wenn das jeweilige Verkehrsunternehmen auf anderweiti-

gem Weg (bspw. über öffentliche Dienstleistungsaufträge oder andere allgemeine Vorschriften etc.) ei-
nen Ausgleich für die Tarifanerkennung und –anwendung erhält oder für die jeweiligen Personenver-
kehrsdienste selbst kein wirtschaftliches Risiko trägt (bspw. aufgrund sog. Bruttoverträge).  

 
§ 5 Voraussetzungen für die Ausgleichsgewährung 
 
(1) Die Verkehrsunternehmen sind im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets be-

rechtigt und verpflichtet, an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung für das Deutschlandti-
cket teilzunehmen, die hierfür erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende Einnahmenansprüche 
vollumfänglich geltend zu machen und ggf. diese Ansprüche überschießende Einnahmen abzugeben.  

 
(2) Sie sind im Falle der Beantragung von Ausgleichsleistungen für erhöhte Ausgaben für die Anpassung 

der Vertriebsprozesse zur Einführung des Deutschlandtickets des Weiteren verpflichtet, die unterstützte 
Kontrollinfrastruktur drei Jahre im ÖPNV in Deutschland einzusetzen. 

 
(3) Die Verkehrsunternehmen stellen sicher, dass die erforderlichen Daten für das Monitoring und die Ein-

nahmeaufteilung gemäß der aktuell gültigen Fassung des Beschlusses des Koordinierungsrates für ein 
bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem Deutschlandticket auf Basis 
des „Leipziger Modellansatzes“ fristgerecht an die von der Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband Deut-
scher Verkehrsunternehmen e.V., der Deutschlandtarifverbund GmbH, dem Bundesverband Deutscher 
Omnibusunternehmen e.V. und dem Bundesverband SchienenNahverkehr e.V. gebildete EAV-Clea-
ringstelle bzw. bei Übergang dieser Funktion an die DTIX GmbH u. Co. KG gemeldet werden. Die Mel-
dung der Deutschlandtickets an die Clearingstelle erfolgt bis zum 20. Kalendertag des Folgemonats. 
Die Meldung der Verkäufe aller übrigen Fahrausweise erfolgt bis zum 50. Tag nach Ende des Monats. 
Die Meldung der vorläufigen Soll-Einnahmen inkl. tariflicher Fortschreibung gemäß Muster-Richtlinien 
erfolgt einmalig monatsscharf für das gesamte Jahr 2025 bis zum 20. Februar 2025; sie sind erforderli-
chenfalls unverzüglich zu korrigieren oder zu aktualisieren. 

 
§ 6 Ausgleichsleistungen 
 
(1) Den Verkehrsunternehmen nach § 4 Absatz 1 wird für die Auswirkungen aus der Erfüllung der gemein-

wirtschaftlichen Verpflichtung nach § 2 zur Anerkennung und Anwendung des Deutschlandtickets auf 
die Einnahmen des Verkehrsunternehmens sowie auf seine Kosten ein Ausgleich nach Maßgabe dieser 
allgemeinen Vorschrift gewährt.  
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(2) Die Gewährung von Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift erfolgt unter der Bedin-
gung einer Zuweisung der erforderlichen Finanzmittel durch das Land Nordrhein-Westfalen nach den 
jeweils geltenden Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW. Ein darüberhinausgehen-
der Ausgleich durch kreiseigene Mittel ist ausgeschlossen. Sollten der Bund und/oder das Land Nord-
rhein-Westfalen keine ausreichende Finanzierung nach der jeweils geltenden Richtlinie Billigkeitsleis-
tungen Deutschlandticket ÖPNV NRW zur Finanzierung des Deutschlandtickets zur Verfügung stellen, 
wird der Hochsauerlandkreis die diesbezügliche Tarifpflicht nach § 2 Abs. 1 aufheben und seine Zu-
stimmung zur Aufhebung der Tarifgenehmigung in Bezug auf das Deutschlandticket erteilen. 
 
Die Ausgleichsvoraussetzungen, das Ausgleichsverfahren, die Höhe der Ausgleichsleistung je Ver-
kehrsunternehmen sowie die Nachweis- und Mitwirkungspflichten der Verkehrsunternehmen richten 
sich nach den jeweils geltenden Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW. 

 
(3) Für die Zuwendung ist ein Antrag auf Gewährung zu stellen. Der Hochsauerlandkreis wird ein entspre-

chendes Antragsformular zur Verfügung stellen. Die Modalitäten der Auszahlung werden im Bewilli-
gungsbescheid näher geregelt. 

 
(4) Die Ausgleichsleistungen werden im Interesse und zur Förderung des ÖPNV geleistet und stehen nicht 

in unmittelbarem Zusammenhang mit einzelnen Beförderungsleistungen, sondern richten sich auf den 
Ausgleich nicht gedeckter Kosten aus der Anwendung des Deutschlandtickets. Förderziel ist die Ge-
währleistung einer ausreichenden Bedienung der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im ÖPNV. Die 
Ausgleichsleistungen unterliegen als echte nicht steuerbare Zuschüsse nicht der Umsatzsteuer. Die 
Zahlungen werden daher netto (ohne Umsatzsteuer) geleistet. Sind von den Verkehrsunternehmen Um-
satzsteuerbeträge rückwirkend zu entrichten (durch Änderung der rechtlichen Beurteilung z.B. im Rah-
men einer steuerlichen Betriebsprüfung), erhöht sich der Ausgleichsanspruch der Verkehrsunterneh-
men nicht. Dies gilt ebenso für durch die nachträgliche Zahlung entstehenden steuerlichen Nebenleis-
tungen im Sinne des § 3 Absatz 4 Abgabenordnung. Der Hochsauerlandkreis wird eine nachteilige Än-
derung der umsatzsteuerlichen Behandlung der Ausgleichsleistungen zum Anlass nehmen, die Ange-
messenheit der Pflichten der Verkehrsunternehmen zu überprüfen. 

 
§ 7 Überkompensationskontrolle  
 
(1) Die Weiterleitung der Zuwendungen schließt eine Überkompensation der aus der Einführung des 

Deutschlandtickets resultierenden Nachteile aus: Soweit die beilhilferechtliche Rechtfertigung aus der 
VO 1370 erfolgt, dürfen bei der Überkompensationsprüfung aus Gründen der Gleichbehandlung als 
Maßstab auch nur die Mindestanforderungen der VO 1370 zur Anwendung kommen. Der finanzielle 
Nettoeffekt berechnet sich aus der Summe der (positiven oder negativen) Auswirkungen der Erfüllung 
der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung des Verkehrsunternehmens zur Anerkennung und Anwen-
dung des Deutschland-Tarifs im WestfalenTarif auf die Einnahmen des Verkehrsunternehmens sowie 
auf seine Kosten, soweit diese als zusätzlicher Nachteil vom Verkehrsunternehmen bei der Ausgleichs-
berechnung geltend gemacht werden. Sonstige Kosten des Verkehrsunternehmens sind nicht Gegen-
stand dieser Überkompensationskontrolle. 

 
(2) Zum Nachweis der fehlenden Überkompensation haben die Verkehrsunternehmen dem Hochsauer-

landkreis bis zum 31.12. des Folgejahres eine unternehmensindividuelle Ergebnisrechnung über die 
Berechnung des finanziellen Nettoeffekts aus der Anerkennung und Anwendung des Tarifs für das 
Deutschlandticket vorzulegen. Als Ergebnis der Aufstellung ist unter Berücksichtigung der Ausgleichs-
zahlungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift die nicht erfolgte Überkompensation auszuwei-
sen. Die Richtigkeit der Ergebnisrechnung und die Angemessenheit des Gewinns müssen durch einen 
Wirtschaftsprüfer bescheinigt werden. Wird aufgrund anderer Ausgleichsregelungen (bspw. weitere all-
gemeine Vorschriften oder öffentliche Dienstleistungsaufträge) eine Ergebnisrechnung über die Berech-
nung des finanziellen Nettoeffektes angestellt, kann diese Ergebnisrechnung und die Bescheinigung 
durch einen Wirtschaftsprüfer gemeinsam erfolgen, wenn sichergestellt ist, dass die positiven und ne-
gativen Auswirkungen aus der Erfüllung der jeweiligen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung getrennt 
und nachvollziehbar dargestellt werden. Die beteiligten Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, dem 
Nachweis die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im Sinne der Nummer 5.4.1.1 der Richtlinien 
Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW zu den Stichtagen 30.04.2023 und 31.01.2026 beizule-
gen. Die Bewilligungsbehörde kann weitere Unterlagen einfordern. 

 
(3) Im Falle der Überkompensation hat das Verkehrsunternehmen den überkompensierenden Betrag zur 

Vermeidung einer unzulässigen Beihilfe zurückzuzahlen. In der Regel werden die zurückzuzahlenden 
Beträge nicht verzinst, wenn sie in der gesetzten Frist geleistet werden. Sollte sich herausstellen, dass 
der tatsächlich ausgleichsfähige Betrag den prognostizierten übersteigt, ist eine Anpassung der gewähr-
ten Zuwendung vorzunehmen. 
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§ 8 Darlegungs- und Nachweispflichten 
 
(1) Die Verkehrsunternehmen tragen die Darlegungs- und Nachweispflicht für sämtliche in dieser allgemei-

nen Vorschrift geregelten Voraussetzungen und Anforderungen an die Gewährung der Ausgleichsleis-
tungen. Sie sind verpflichtet, sämtliche für die Durchführung dieser allgemeinen Vorschrift erforderlichen 
Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu machen. 

 
(2) Für die Nachweisführung gelten die Vorgaben der jeweils geltenden Richtlinien Zuwendungen Deutsch-

landticket ÖPNV NRW: Hierbei sind insbesondere die Vorgaben zur Bestimmung und Ermittlung der 
ausgleichsfähigen Mindereinnahmen bzw. nicht gedeckten Ausgaben und Einsparungen zu beachten 
und einzuhalten, dieser Nachweis aufgrund Nummer 5.4 der o.g. Richtlinie gilt als Schlussverwendungs-
nachweis. Auf Grundlage des Schlussverwendungsnachweises, der bis zum 31.03.2027 vorzulegen ist, 
setzt die Bewilligungsbehörde die Zuwendung endgültig fest. Dem Nachweis sind insbesondere Bestä-
tigungen der Verbundorganisationen über die aufzuteilenden Einnahmen der Monate Januar bis De-
zember 2019 und die Einnahmeaufteilungen sowohl für die nach Nummer 5.4.1.1 hochgerechneten 
Fahrgeldeinnahmen als auch für die nach Nummer 5.4.1.2 Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket 
ÖPNV NRW 2025 ermittelten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar bis Dezember 2025 
sowie eine Bescheinigung einer Wirtschaftsprüferin oder eines Wirtschaftsprüfers über die tatsächlichen 
Fahrgeldeinnahmen der Jahre 2019 und 2025 im Haustarif bzw. nach BBDB beizufügen. Soweit ein 
Einzelnachweis gem. Nummer 5.4.5 Satz 6 geführt wird, sind die betragsmäßigen Einsparungen von 
Vertriebsaufwendungen durch einen Wirtschaftsprüfer, Steuerberater oder vom Rechnungsprüfungs-
amt bescheinigen zu lassen. 

 
§ 9 Veröffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
 
Der Hochsauerlandkreis ist über die auf Grundlage dieser allgemeinen Vorschrift gewährten Ausgleichszah-
lungen berichtspflichtig gemäß Artikel 7 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Sofern dies für die Ge-
währleistung der Berichtspflicht nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erforderlich 
ist, können Daten, die im Zusammenhang mit dieser allgemeinen Vorschrift stehen, auch nachträglich von den 
Verkehrsunternehmen eingefordert werden. Verkehrsunternehmen, denen ein Ausgleich aufgrund dieser all-
gemeinen Vorschrift gewährt wird, können sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. Geheimhaltung der von 
ihnen gemachten Angaben berufen. 
 
§ 10 Hinweise 
 
(1) Der Hochsauerlandkreis kann die von dem Verkehrsunternehmen nach Maßgabe dieser allgemeinen 

Vorschrift beizubringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Testate oder ähnliches selbst oder durch 
einen von ihm bestimmten, zur Verschwiegenheit verpflichteten Dritten prüfen lassen. Das Verkehrsun-
ternehmen ist verpflichtet, auf entsprechendes Verlangen Einblick in die hierfür notwendigen Unterlagen 
zu gewähren. Die zuständige Bezirksregierung, das für Verkehr zuständige Ministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen, der Landesrechnungshof Nordrhein-Westfalen, der Bundesrechnungshof und die 
Europäische Kommission sind berechtigt, Prüfungen vorzunehmen und dazu Bücher, Belege und sons-
tige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebun-
gen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Die Verkehrsunternehmen haben daher alle für 
den Leistungserhalt erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu ertei-
len. Die für den Antrag maßgeblichen Unterlagen sind ab der Gewährung 10 Jahre aufzubewahren. 

 
(2) Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von Betriebs-, Geschäfts- sowie ggf. personenbezo-

genen Daten werden die jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben beachtet. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die sich aus den Antragsunterlagen und der Finanzhilfen ergebenden Daten durch den Hochsauer-
landkreis verarbeitet werden.  

 
(3) Die Verkehrsunternehmen werden darauf hingewiesen, dass es sich bei den Angaben um subventions-

erhebliche Tatsachen im Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches handelt und dass Subventionsbetrug 
nach dieser Vorschrift strafbar ist. Eine Doppelförderung ist ausgeschlossen. 

 
§ 11 Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außerkrafttreten 
 
(1) Diese allgemeine Vorschrift tritt mit Wirkung vom 01.01.2024 in Kraft. 
 
(2) Die Tarifpflicht nach § 2 Abs. 1 und die Ausgleichsgewährung nach dieser allgemeinen Vorschrift sind 

zunächst bis zum 31.07.2025 befristet. Sie können verlängert oder geändert werden. 
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(3) Der Hochsauerlandkreis kann diese allgemeine Vorschrift und die damit verbundene Pflicht zur Aner-
kennung des Deutschlandtickets mit einer angemessenen Ankündigungsfrist außer Kraft setzen, insbe-
sondere wenn der Bund oder das Land keine ausreichende Unterstützung des Deutschlandtickets mehr 
sicherstellen, um die auf Basis der allgemeinen Vorschrift bestehenden Ausgleichsansprüche vollum-
fänglich zu befriedigen. 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehende Satzung vom 16.12.2024 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der KrO NRW beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt 
 
b.) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden 
 
c.) der Landrat hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, oder 
 
d.) der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber dem Hochsauerlandkreis vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Meschede, 16.12.2024 
 
gez. 
Dr. Karl Schneider 
Landrat 
 
 
189 BEKANNTMACHUNG DER NEUFASSUNG DER BETRIEBSSATZUNG DES ABFALLENTSOR-

GUNGSBETRIEBES DES HOCHSAUERLANDKREISES (AHSK) 
 
Aufgrund der §§ 5, 26 Abs. 1 S. 2 lit. f) und 53 Abs. 1 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KrO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW S. 646/SGV.NRW. 2021) i. V. 
m. § 114 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV.NRW S.666/SGV.NRW. 2023) in Verbindung mit der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen – EigVO NRW – vom 16.11. 2004 (GV NRW. S. 644, ber. 2005 S.15) jeweils 
in der zurzeit geltenden Fassung hat der Kreistag des Hochsauerlandkreises in der Sitzung am 11.10.2024 
folgende Neufassung der Betriebssatzung des Abfallentsorgungsbetriebes des Hochsauerlandkreises (AHSK) 
beschlossen: 
 
§ 1 – Gegenstand und Name der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
 
(1)  Die Abfallentsorgung des Hochsauerlandkreises wird als eigenbetriebsähnliche Einrichtung auf der 

Grundlage der gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen dieser Betriebssatzung geführt. Die 
eigenbetriebsähnliche Einrichtung führt den Namen “Abfallentsorgungsbetrieb des Hochsauerlandkrei-
ses (AHSK)“. 

 
(2)  Zweck des AHSK einschließlich seiner Hilfs- und Nebenbetriebe ist die Abfallentsorgung des Hoch-

sauerlandkreises sowie die Wahrnehmung aller sonstigen Aufgaben auf dem Gebiet der Abfallwirtschaft 
im Sinne der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen. 

 
(3)  Der AHSK kann alle seinen Betriebszweck fördernden oder ihn wirtschaftlich berührenden Geschäfte 

betreiben. Dazu gehören auch die Beteiligungen an anderen Betrieben der Abfallwirtschaft sowie die 
Beauftragung von Dritten im Sinne des § 22 KrWG sowie § 16 Abs. 2 KrW-/AbfG i.V.m. § 72 Abs. 1 
KrWG. 
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§ 2 – Betriebsleitung 
 
(1)  Der Kreistag bestellt zur Leitung des AHSK einen oder mehrere Betriebsleiter. Werden mehrere Be-

triebsleiter bestellt, trifft der Erste Betriebsleiter bei Meinungsverschiedenheiten die endgültige Entschei-
dung. Ist kein Erster Betriebsleiter bestellt, entscheidet bei Meinungsverschiedenheiten innerhalb der 
Betriebsleitung die Landrätin/der Landrat oder ein von ihr/ihm bestellter Vertreter. 

 
(2)  Der AHSK wird von der Betriebsleitung selbstständig geleitet, soweit nicht durch Kreisordnung, Eigen-

betriebsverordnung oder diese Satzung etwas anderes bestimmt ist. Der Betriebsleitung obliegt insbe-
sondere die laufende Betriebsführung. Dazu gehören die Durchführung des Wirtschaftsplanes und alle 
Maßnahmen, die zur Erfüllung und Aufrechterhaltung eines einwandfreien Betriebes laufend notwendig 
sind, insbesondere der Personaleinsatz, die Anordnung der notwendigen Instandhaltungen und Erwei-
terungen, die Beschaffungen von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sowie von Investitionsgütern des lau-
fenden Bedarfs, die Beschaffung von Betriebsmitteln und Fremdleistungen, der Abschluss von Werk- 
und Dienstleistungsverträgen und von Verträgen mit Sonderkunden, ferner alle übrigen laufenden Ge-
schäfte. 

 
(3)  Die Betriebsleitung ist für die wirtschaftliche Führung des AHSK verantwortlich und hat die Sorgfalt eines 

ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwenden. Für Schäden haftet die Betriebsleitung 
entsprechend den Vorschriften des § 48 des Beamtenstatusgesetzes und § 81 des Landesbeamtenge-
setzes. 

 
§ 3 – Betriebsausschuss 
 
(1)  Der Betriebsausschuss besteht aus 17 Mitgliedern, die vom Kreistag auf die Dauer seiner Wahlperiode 

gewählt werden. Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu wählen. 
 
(2)  Wer durch seine berufliche Tätigkeit in regelmäßigen Geschäftsbeziehungen oder im Wettbewerb mit 

dem AHSK steht oder für Betriebe tätig ist, auf welche die vorstehenden Voraussetzungen zutreffen, 
darf nicht Mitglied des Betriebsausschusses sein. 

 
(3)  Für die Sitzungen des Betriebsausschusses gilt die Geschäftsordnung des Kreistages des Hochsauer-

landkreises, soweit der Kreistag nichts anderes beschließt. An Beschlüssen und sonstigen Entschei-
dungen des Betriebsausschusses sowie deren Vorbereitung sollen keine Mitglieder mitwirken, für die 
Ausschließungsgründe nach § 31 GO vorliegen. 

 
(4)  Der Betriebsausschuss entscheidet in den Angelegenheiten, die ihm durch die Kreisordnung und die 

Eigenbetriebsverordnung übertragen sind. Darüber hinaus entscheidet der Betriebsausschuss in den 
ihm vom Kreistag ausdrücklich übertragenen Aufgaben sowie in den folgenden Fällen: 

 
a)  Zustimmung zu Verträgen, wenn der Wert im Einzelfalle den Betrag von 230.000,00 € übersteigt; 

ausgenommen sind die Geschäfte der laufenden Betriebsführung sowie Angelegenheiten, die 
nach der Kreisordnung, der Eigenbetriebsverordnung oder dieser Satzung dem Kreistag vorbe-
halten sind, 

 
b)  Stundung von Forderungen, wenn sie im Einzelfall 10.000,00 € übersteigen, 
 
c)  Erlass und Niederschlagung von Forderungen, wenn sie im Einzelfall 2.500,00 € übersteigen. 

 
(5)  Der Betriebsausschuss berät die Angelegenheiten vor, die vom Kreistag zu entscheiden sind. Er ent-

scheidet in den Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Kreistages unterliegen, falls die Ange-
legenheit keinen Aufschub duldet. In Fällen äußerster Dringlichkeit kann die Landrätin/der Landrat mit 
der oder dem Ausschussvorsitzenden entscheiden. Diese Entscheidungen sind dem Kreistag in der 
nächsten Sitzung zur Genehmigung vorzulegen. Der Kreistag kann die Dringlichkeitsentscheidung auf-
heben, soweit nicht schon Rechte anderer durch die Ausführung des Beschlusses entstanden sind. 

 
(6)  In Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Betriebsausschusses unterliegen, kann, falls die 

Angelegenheit keinen Aufschub duldet, die Landrätin/der Landrat mit der oder dem Ausschussvorsit-
zenden oder einem anderen dem Kreistag angehörenden Ausschussmitglied des Betriebsausschusses 
entscheiden. Diese Entscheidungen sind dem Betriebsausschuss in der nächsten Sitzung zur Geneh-
migung vorzulegen. Der Betriebsausschuss kann die Dringlichkeitsentscheidung aufheben, soweit nicht 
schon Rechte anderer durch die Ausführung des Beschlusses entstanden sind. 
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§ 4 – Kreistag 
 
Der Kreistag entscheidet in allen Angelegenheiten, die ihm durch die Kreisordnung, die Eigenbetriebsverord-
nung oder die Hauptsatzung vorbehalten sind. 
 
§ 5 – Landrätin/Landrat 
 
(1)  Im Interesse der Einheitlichkeit der Verwaltungsführung kann die Landrätin/der Landrat der Betriebslei-

tung Weisungen erteilen. Dies gilt nicht für Angelegenheiten der laufenden Betriebsführung, die aus-
schließlich der Betriebsleitung unterliegen. 

 
(2)  Glaubt die Betriebsleitung nach pflichtmäßigem Ermessen die Verantwortung für die Durchführung einer 

Weisung der Landrätin/des Landrates nicht übernehmen zu können und führt ein Hinweis auf entge-
genstehende Bedenken der Betriebsleitung nicht zu einer Änderung der Weisung, so hat sie sich an 
den Betriebsausschuss zu wenden. Wird keine Übereinstimmung zwischen dem Betriebsausschuss 
und der Landrätin/dem Landrat erzielt, so ist die Entscheidung des Kreisausschusses herbeizuführen. 

 
(3)  Die Betriebsleitung hat die Landrätin/den Landrat über alle wichtigen Angelegenheiten des AHSK recht-

zeitig zu unterrichten und ihr/ihm auf Verlangen Auskunft zu erteilen. Dies gilt nicht für Angelegenheiten 
der laufenden Betriebsführung, die ausschließlich der Betriebsleitung unterliegen. Die Landrätin/der 
Landrat bereitet die Vorlagen für den Betriebsausschuss und den Kreistag im Benehmen mit der Be-
triebsleitung vor.  

 
(4)  Besteht die Betriebsleitung aus mehreren Mitgliedern, regelt die Landrätin/der Landrat mit Zustimmung 

des Betriebsausschusses die Geschäftsverteilung durch Dienstanweisung. 
 
§ 6 – Kämmerin/Kämmerer 
 
Die Betriebsleitung hat der Kämmerin/dem Kämmerer den Entwurf des Wirtschaftsplanes und des Jahresab-
schlusses, die Zwischenberichte, die Ergebnisse der Betriebsstatistik und die Kostenrechnungen zuzuleiten; 
sie hat ihr/ihm ferner auf Anforderung alle sonstigen finanzwirtschaftlichen Auskünfte zu erteilen. 
 
§ 7 – Personalangelegenheiten 
 
(1)  Die Landrätin/der Landrat ist Dienstvorgesetzte -r der Dienstkräfte des AHSK. 
 
(2)  Arbeitnehmer bis zur Entgeltgruppe 10 einschließlich werden durch die Betriebsleitung im Auftrag der 

Landrätin/des Landrats, alle übrigen Arbeitnehmer auf Vorschlag der Betriebsleitung durch die Landrä-
tin/den Landrat eingestellt, entlassen, eingruppiert, höhergruppiert und rückgruppiert. 

 
(3)  Für die beim AHSK beschäftigten Beamten gelten die Bestimmungen der Hauptsatzung des Hochsauer-

landkreises. Sie werden in den Stellenplan des Kreises aufgenommen und nachrichtlich in der Stellen-
übersicht vermerkt. 

 
§ 8 – Vertretung des AHSK 
 
(1)  In den Angelegenheiten des AHSK wird der Hochsauerlandkreis durch die Betriebsleitung vertreten, 

sofern die Kreisordnung oder die Eigenbetriebsordnung keine anderen Regelungen treffen. 
 
(2)  Die Betriebsleitung unterzeichnet unter dem Namen „Abfallentsorgungsbetrieb des Hochsauerlandkrei-

ses -AHSK-“ ohne Angabe eines Vertretungsverhältnisses, die übrigen Dienstkräfte „Im Auftrag“.  
 
(3)  Der Kreis der Vertretungsberechtigten und der Beauftragten sowie der Umfang ihrer Vertretungsbefug-

nis werden von der Betriebsleitung im Amtlichen Mitteilungsblatt -Amtsblatt für den Hochsauerlandkreis- 
öffentlich bekannt gemacht. 

 
§ 9 – Wirtschaftsjahr 
 
Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
§ 10 – Stammkapital 
 
Das Stammkapital des AHSK beträgt 51.000,00 €. 
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§ 11 – Wirtschaftsplan 
 
(1)  Der AHSK hat spätestens einen Monat vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan 

aufzustellen. Dieser besteht aus dem Erfolgsplan, dem Vermögensplan und der Stellenübersicht. 
 
(2)  Mehrauszahlungen für Einzelvorhaben des Vermögensplanes, die den Ansatz im Vermögensplan um 

mehr als 50.000,00 € überschreiten, bedürfen der Zustimmung des Betriebsausschusses. Bei Eilbedürf-
tigkeit tritt an die Stelle der Zustimmung des Betriebsausschusses die Zustimmung der Landrätin/des 
Landrates und der/des Vorsitzenden des Betriebsausschusses oder eines anderen dem Betriebsaus-
schuss Kreistagsmitglieds. Der Betriebsausschuss ist unverzüglich zu unterrichten. 

 
(3)  Sind bei der Ausführung des Erfolgsplans erfolgsgefährdende Mindererträge zu erwarten, so hat die 

Betriebsleitung die Landrätin/den Landrat unverzüglich zu unterrichten. Erfolgsgefährdende Mehrauf-
wendungen bedürfen der Zustimmung des Betriebsausschusses, es sei denn, dass sie unabweisbar 
sind. Sind sie unabweisbar, so sind die Landrätin/der Landrat und der Betriebsausschuss unverzüglich 
zu unterrichten. Bei Eilbedürftigkeit tritt an die Stelle der Zustimmung des Betriebsausschusses die der 
Landrätin/des Landrates und der/des Vorsitzenden des Betriebsausschusses oder eines anderen dem 
Betriebsausschuss Kreistagsmitglieds; der Betriebsausschuss ist unverzüglich zu unterrichten. 

 
§ 12 – Zwischenbericht 
 
Die Betriebsleitung hat der Landrätin/dem Landrat und den Betriebsausschuss vierteljährlich einen Monat 
nach Quartalsende über die Entwicklung der Erträge und Aufwendungen sowie über die Abwicklung des Ver-
mögensplanes schriftlich zu unterrichten. 
 
§ 13 – Jahresabschluss und Lagebericht 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind bis zum Ablauf von drei Monaten nach Ende des Wirtschafts-
jahres von der Betriebsleitung aufzustellen und über die Landrätin/den Landrat dem Betriebsausschuss vor-
zulegen. Mit dem Jahresabschluss ist ein Lagebericht entsprechend den Vorschriften des § 289 des Handels-
gesetzbuches aufzustellen; nicht anzuwenden sind die Regelungen zur Nachhaltigkeitsberichterstattung nach 
der Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) und zur nichtfinanziellen Erklärung. 
 
§ 14 – Personalvertretung 
 
Der AHSK bleibt personalvertretungsrechtlich Teil des Hochsauerlandkreises, so dass der Personalrat des 
Hochsauerlandkreises auch die Personalvertretung für den AHSK übernimmt. Es gilt das Landespersonalver-
tretungsgesetz (LPVG). 
 
§ 15 – Frauenförderung 
 
Die landesgesetzlichen und kommunalen Vorgaben zur Frauenförderung gelten uneingeschränkt für den 
AHSK. Ebenso die Zuständigkeit der Gleichstellungsbeauftragten. 
 
§ 16 – Inkrafttreten 
 
Diese Betriebssatzung tritt mit Wirkung zum 01.01.2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung vom 
01.01.2006 außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehende Neufassung der Betriebssatzung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 4 der Kreisordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) in der zurzeit geltenden Fassung öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 5 Abs. 6 KrO NRW eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden 
 
c) der Landrat hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, oder 
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d) der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber dem Hochsauerlandkreis vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Meschede, 05.12.2024 
 
gez. 
Dr. Karl Schneider 
Landrat 
 
 
190 BEKANNTMACHUNG DER NEUFASSUNG DER BETRIEBSSATZUNG DES BETRIEBES RET-

TUNGSDIENST (NOTFALLRETTUNG UND KRANKENTRANSPORT) DES HOCHSAUERLAND-
KREISES 

 
Aufgrund der §§ 5, 26 Abs. 1 S. 2 lit. f) und 53 Abs. 1 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KrO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW S. 646/SGV.NRW. 2021) i. V. 
m. § 114 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV.NRW S.666/SGV.NRW. 2023) in Verbindung mit der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen – EigVO NRW – vom 16.11. 2004 (GV NRW. S. 644, ber. 2005 S.15) jeweils 
in der zurzeit geltenden Fassung hat der Kreistag des Hochsauerlandkreises in der Sitzung am 11.10.2024 
folgende Neufassung der Betriebssatzung des Betriebes Rettungsdienst (Notfallrettung und Krankentransport) 
des Hochsauerlandkreises beschlossen: 
 
§ 1 – Rechtsform 
 
Der Hochsauerlandkreis erfüllt als Träger des Rettungsdienstes die Aufgaben der Notfallrettung und des Kran-
kentransports, soweit hierfür nicht Unternehmer zugelassen oder die Aufgaben durch öffentlich-rechtlichen 
Vertrag auf anerkannte Hilfsorganisationen oder andere Leistungserbringer übertragen worden sind. Er unter-
hält zu diesem Zweck Rettungswachen laut Bedarfsplan. Die Rettungswachen in der Stadt Arnsberg werden 
von dieser in eigener Zuständigkeit betrieben. Die Aufgaben des Rettungsdienstes (Notfallrettung und Kran-
kentransport) werden vom Hochsauerlandkreis in einer betrieblichen Einrichtung ohne eigene Rechtspersön-
lichkeit (Sondervermögen mit Sonderrechnung) unter der Bezeichnung "Rettungsdienst (Notfallrettung und 
Krankentransport) des Hochsauerlandkreises" in entsprechender Anwendung der Vorschriften der Eigenbe-
triebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen und den Bestimmungen dieser Satzung wahrgenommen. 
 
§ 2 – Betriebszweck 
 
(1)  Zweck des Betriebs ist insbesondere: 
 

a)  bei Notfallpatientinnen oder Notfallpatienten am Notfallort lebensrettende Maßnahmen durchzu-
führen, deren Transportfähigkeit herzustellen und sie unter Aufrechterhaltung der Transportfähig-
keit und Vermeidung weiterer Schäden mit Notarzt- oder Rettungswagen oder Luftfahrzeugen in 
ein für die weitere Versorgung geeignetes Krankenhaus zu befördern (Notfallrettung). Hierzu ge-
hört auch die Beförderung von erstversorgten Notfallpatientinnen und Notfallpatienten zu Diag-
nose- und geeigneten Behandlungseinrichtungen. Notfallpatientinnen und Notfallpatienten sind 
Personen, die sich infolge Verletzung, Krankheit oder sonstiger Umstände entweder in Lebens-
gefahr befinden oder bei denen schwere gesundheitliche Schäden zu befürchten sind, wenn sie 
nicht unverzüglich medizinische Hilfe erhalten. 

 
b)  Kranken oder Verletzten oder sonstigen hilfsbedürftigen Personen, die keine Notfallpatientinnen 

und Notfallpatienten sind, fachgerechte Hilfe zu leisten und sie unter Betreuung durch qualifizier-
tes Personal mit Krankenkraftwagen oder mit Luftfahrzeugen zu befördern (Krankentransport). 

 
(2)  Der Betrieb kann alle seinen Betriebszweck fördernden und ihn wirtschaftlich berührenden Hilfs- und 

Nebengeschäfte betreiben. 
 
(3)  Vom Betrieb sind kostendeckende Einnahmen zu erwirtschaften. Die Verzinsung des Eigenkapitals rich-

tet sich nach den Vorgaben des KAG NRW. 
 
§ 3 – Name des Betriebs 
 
Der Betrieb führt die Bezeichnung "Rettungsdienst (Notfallrettung und Krankentransport) des Hochsauerland-
kreises". 
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§ 4 – Stammkapital 
 
Das Stammkapital des Betriebs beträgt 26.000 €. 
 
§ 5 – Kassenführung  
 
Die Kassengeschäfte wickelt der Betrieb in einer selbständig geführten Sonderkasse ab. 
 
§ 6 – Wirtschaftsjahr 
 
Wirtschaftsjahr des Betriebs ist das Haushaltsjahr des Hochsauerlandkreises. 
 
§ 7 – Wirtschaftsplan 
 
(1)  Der Betrieb hat vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan, bestehend aus dem 

Erfolgsplan, dem Vermögensplan und der Stellenübersicht so rechtzeitig aufzustellen, dass er vor Be-
ginn des Wirtschaftsjahres über den zuständigen Fachausschuss und den Kreisausschuss dem Kreis-
tag zur Feststellung vorgelegt werden kann. 

 
(2)  Der Wirtschaftsplan ist im Vorfeld der parlamentarischen Behandlung gem. § 14 RettG im Rahmen der 

Gebührenkalkulation den örtlichen Krankenkassen zur Stellungnahme zuzuleiten. 
 
§ 8 – Wirtschaftsführung und Rechnungswesen 
 
(1)  Auf die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen des Betriebs finden nur die Bestimmungen des § 

4 Buchst. b - d sowie die Vorschriften des II. Teils der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (§§ 9 bis 26) Anwendung. 

 
(2)  Der Betrieb führt seine Rechnung nach den Regeln der kaufmännischen doppelten Buchführung. 
 
(3)  Zwischenberichte über die Entwicklung der Erträge und Aufwendungen sowie über Abwicklung des Ver-

mögensplanes sind vierteljährlich zu erstellen 
 
§ 9 – Jahresabschluss und Lagebericht 
 
(1)  Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind bis zum Ablauf von drei Monaten nach Schluss des 

Wirtschaftsjahres aufzustellen und dem Kreistag bis zum Ende des dem abgelaufenen Wirtschaftsjahr 
folgenden Jahres zur Feststellung vorzulegen. Mit dem Jahresabschluss ist ein Lagebericht entspre-
chend den Vorschriften des § 289 des Handelsgesetzbuches aufzustellen; nicht anzuwenden sind die 
Regelungen zur Nachhaltigkeitsberichterstattung nach der Corporate Sustainability Reporting Directive 
(CSRD) und zur nichtfinanziellen Erklärung. 

 
(2)  Die Feststellung des Jahresabschlusses ist entsprechend der Regelung in der Hauptsatzung des Krei-

ses bekannt zu machen. Dabei sind die beschlossene Verwendung des Gewinns oder die Behandlung 
des Verlustes wiederzugeben. 

 
(3)  Gleichzeitig mit der Bekanntmachung sind Jahresabschluss und Lagebericht bis zur Feststellung des 

folgenden Jahresabschlusses öffentlich auszulegen. In der Bekanntmachung gem. Abs. 2 ist auf Zeit 
und Ort der Auslegung hinzuweisen. 

 
§ 10 – Jahresabschlussprüfung 
 
(1)  Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden durch eine Wirtschaftsprüferin, einen Wirtschaftsprü-

fer, eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder die Gemeindeprüfungsanstalt nach vorheriger Be-
schlussfassung durch den Betriebsausschuss geprüft. Umfang und Inhalt der Prüfung bestimmen sich 
nach §§ 103, 114 Gemeindeordnung NRW und § 21 EigVO bestimmt. 

 
(2)  Der Kreistag kann über den in Absatz 1 festgelegten Prüfungsumfang hinaus besondere zusätzliche 

Prüfungsaufträge erteilen. 
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§ 11 – Leistungsaustausch zwischen dem Betrieb und der Kreisverwaltung 
 
Lieferungen und Leistungen von anderen Unternehmen und Verwaltungszweigen des Hochsauerlandkreises 
an den Betrieb sowie Lieferungen und Leistungen des Betriebes an andere Unternehmen und Verwaltungs-
zweige des Hochsauerlandkreises sind ordnungsgemäß abzurechnen. Soweit Verwaltungspersonal des 
Hochsauerlandkreises für den Betrieb tätig wird, bestimmt sich die Abrechnung der Leistungen nach einer 
abzuschließenden Vereinbarung 
 
§ 12 – Sonstige Bestimmungen 
 
Im Übrigen findet die Gebührensatzung für die Inanspruchnahme des Rettungs- und Krankentransportdienstes 
des Hochsauerlandkreises in ihrer jeweils geltenden Fassung Anwendung. 
 
§ 13 – Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Satzung vom 01.01.1994 außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehende Neufassung der Betriebssatzung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 4 der Kreisordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) in der zurzeit geltenden Fassung öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 5 Abs. 6 KrO NRW eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden 
 
c) der Landrat hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, oder 
 
d) der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber dem Hochsauerlandkreis vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Meschede, 05.12.2024 
 
gez. 
Dr. Karl Schneider 
Landrat 
 
 
191 BEKANNTMACHUNG DER NEUFASSUNG DER BETRIEBSSATZUNG DES BETRIEBES SCHUL- 

UND BILDUNGSEINRICHTUNGEN DES HOCHSAUERLANDKREISES 
 
Aufgrund der §§ 5, 26 Abs. 1 S. 2 lit. f) und 53 Abs. 1 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KrO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW S. 646/SGV.NRW. 2021) i. V. 
m. § 114 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV.NRW S.666/SGV.NRW. 2023) in Verbindung mit der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen – EigVO NRW – vom 16.11. 2004 (GV NRW. S. 644, ber. 2005 S.15) jeweils 
in der zurzeit geltenden Fassung hat der Kreistag des Hochsauerlandkreises in der Sitzung am 11.10.2024 
folgende Neufassung der Betriebssatzung des Betriebes Schul- und Bildungseinrichtungen des Hochsauer-
landkreises beschlossen: 
 
§ 1 – Rechtsform 
 
Die Musikschule Hochsauerlandkreis, die Kreisvolkshochschule, das Sauerlandmuseum Arnsberg und die 
Gesundheitsfachschule für PTA des HSK Olsberg werden als Einrichtung ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
(Sondervermögen mit Sonderrechnung) nach den Bestimmungen der Eigenbetriebsverordnung NRW (EigVO) 
und dieser Satzung verwaltet. Die Vorschriften der EigVO finden Anwendung, sofern diese Satzung keine 
anderweitigen Regelungen vorsieht. 
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§ 2 – Betriebszweck 
 
(1)  Zweck des Betriebes ist insbesondere: 
 

- Die musikalische Ausbildung von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen in der Musikschule 
Hochsauerlandkreis 

 
- Die allgemeine, staatsbürgerliche und berufsbezogene Weiterbildung im Rahmen der Volkshoch-

schularbeit in Kursen, Seminaren, Vortragsveranstaltungen und berufsabschlussbezogenen 
Lehrgängen 

 
- Die Qualifizierung zur Ausübung des Berufs der Pharmazeutisch—technischen Assistenten 

(PTA) 
 

- Die Vermittlung der Geschichte des kurkölnischen Sauerlandes von den Anfängen bis in die Ge-
genwart durch anschauliche Exponate sowie die Durchführung außerschulischer museumspäda-
gogischer Programme zur Vermittlung der Geschichte des Raumes Sauerland 

 
(2)  Der Betrieb kann zur Stärkung seines Betriebsvermögens Gesellschaftsbeteiligungen des Hochsauer-

landkreises halten und Wertpapiere in Pension nehmen. 
 
(3)  Der Betrieb kann alle seinen Betriebszweck fördernden und ihn wirtschaftlich berührenden Hilfs- und 

Nebengeschäfte betreiben. 
 
§ 3 – Name des Betriebes 
 
Der Betrieb führt die Bezeichnung Betrieb „Schul- und Bildungseinrichtungen des Hochsauerlandkreises“ in 
Meschede. 
 
§ 4 – Stammkapital, Finanzierung 
 
(1)  Das Stammkapital des Betriebes beträgt 10.500 €. 
 
(2)  Die Musikschule Hochsauerlandkreis, die Kreisvolkshochschule, das Sauerlandmuseum Arnsberg und 

die Gesundheitsfachschule für PTA des HSK Olsberg erheben zur Finanzierung ihrer Leistungen Ent-
gelte nach Maßgabe besonderer Entgeltordnungen. 

 
§ 5 – Betriebsleitung 
 
(1)  Die Fachbereichsleitung 2 – Bildung, Integration und Jugend - des Hochsauerlandkreises leitet den 

Betrieb für die Betriebszweige Gesundheitsfachschule für PTA des HSK Olsberg und die Kreisvolks-
hochschule.  

 
Die Fachbereichsleitung 1 – Zentrale Dienste und Kultur - des Hochsauerlandkreises leitet den Betrieb 
für die Betriebszweige Musikschule Hochsauerlandkreis und Sauerlandmuseum Arnsberg. 

 
(2)  Die Fachbereichsleitungen 1 und 2 sind neben der Leitung des Betriebes für die Aufstellung des Wirt-

schaftsplanes und des Jahresabschlusses für ihre jeweiligen Aufgabenbereiche verantwortlich. 
 

Der Kreiskämmerer stellt den Wirtschaftsplan und den Jahresabschluss im Sinne des II. Teils der EigVO 
einschl. § 4 EigVO auf, wobei der Jahresabschluss bis zum Ablauf von drei Monaten nach Ende des 
Wirtschaftsjahres aufzustellen ist. Der Betrieb übt das Wahlrecht nach § 27 EigVO aus. Mit dem Jah-
resabschluss ist ein Lagebericht entsprechend den Vorschriften des § 49 der Kommunalhaushaltsver-
ordnung aufzustellen; nicht anzuwenden sind die Regelungen zur Nachhaltigkeitsberichterstattung nach 
der Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) und zur nichtfinanziellen Erklärung. Die Fach-
bereichsleitungen 1 und 2 unterzeichnen jeweils für ihren Aufgabenbereich. 

 
§ 6 – Grundlage des Dienst- und Geschäftsbetriebes 
 
Für den Ablauf und die Verwaltung in den Betriebszweigen sowie für die Vertretung des Betriebes nach außen 
gelten die Dienst- und Geschäftsanweisungen der Verwaltung des Hochsauerlandkreises uneingeschränkt. 
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§ 7 – Zuständigkeiten des Kreistages und seiner Ausschüsse 
 
(1)  Der Kreistag entscheidet neben den Angelegenheiten, die er nach der Kreisordnung NRW i.V.m. der 

Gemeindeordnung NRW nicht übertragen kann (z.B. Änderungen dieser Betriebssatzung), über 
 

a)  die Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplanes, 
 
b)  die Feststellung des Jahresabschlusses und die Verwendung des Jahresgewinns oder die De-

ckung eines Verlustes, 
 
c)  die Rückzahlung von Eigenkapital an den Hochsauerlandkreis. 

 
(2)  Ein Betriebsausschuss i.S.d. § 5 EigVO wird nicht eingerichtet. Die Angelegenheiten der Betriebszweige 

werden wie folgt in den Fachausschüssen des Kreistages vorbereitend behandelt: 
 

a)  Die Betriebszweige Gesundheitsfachschule für PTA des HSK Olsberg und Kreisvolkshochschule 
im Schulausschuss 

 
b)  Die Betriebszweige Musikschule Hochsauerlandkreis und Sauerlandmuseum im Kulturaus-

schuss 
 
§ 8 – Stellung des Landrates 
 
(1)  Der Landrat ist Dienstvorgesetzter der Dienstkräfte des Betriebes. Die Dienstkräfte werden vom Landrat 

oder in seinem Auftrag eingestellt, befördert und entlassen. 
 
(2)  Die Betriebsleitung hat den Landrat über alle wichtigen Angelegenheiten rechtzeitig zu unterrichten. Der 

Landrat kann von der Betriebsleitung Auskunft verlangen und ihr im Interesse der Einheitlichkeit der 
Verwaltungsführung Weisungen erteilen. 

 
§ 9 – Kassenwesen 
 
Die Kassengeschäfte wickelt der Betrieb in einer von der Kreiskasse geführten Sonderkasse ab. 
 
§ 10 – Wirtschaftsjahr 
 
Wirtschaftsjahr des Betriebes ist das Haushaltsjahr des Hochsauerlandkreises. 
 
§ 11 – Leistungsaustausch zwischen dem Betrieb und der Kreisverwaltung 
 
Alle Dienstleistungen der Kreisverwaltung, die von wesentlichem Umfange sind, werden im Rahmen einer 
Verwaltungskostenerstattung auf der Basis von geschätzten Personalkostenteilen gegenüber den Betriebs-
zweigen abgerechnet. 
 
§ 12 – Inkrafttreten 
 
Diese Betriebssatzung tritt mit Wirkung zum 01.01.2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung vom 
01.01.2003 außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehende Neufassung der Betriebssatzung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 4 der Kreisordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) in der zurzeit geltenden Fassung öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 5 Abs. 6 KrO NRW eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden 
 
c) der Landrat hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, oder 
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d) der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber dem Hochsauerlandkreis vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Meschede, 05.12.2024 
 
gez. 
Dr. Karl Schneider 
Landrat 
 
 
192 BEKANNTMACHUNG ÜBER DIE JÄGERPRÜFUNG 2025 
 
Nach § 3 Abs. 3 der Verordnung zur Durchführung des Landesjagdgesetzes (Landesjagdgesetzdurchfüh-
rungsverordnung – DVO LJG-NRW) ist der Prüfungstermin für den schriftlichen Teil der Jägerprüfung 2025 
landeseinheitlich am 
 

Mittwoch, 23. April 2025, 15.00 Uhr. 
 
Der schriftliche Teil der Jägerprüfung findet im Hoch-sauerlandkreis an folgenden Orten statt: 
 
vor dem Jägerprüfungsausschuss West: 
im Kreishaus in Meschede, Steinstr. 27, Sitzungssaal „Sauerland“, Raum-Nr. F 1 
 
vor dem Jägerprüfungsausschuss Ost: 
im Kreishaus in Brilon, Am Rothaarsteig 1, Großer Sitzungssaal 
 
Die Termine für die Schießprüfung und für den mündlich-praktischen Teil der Jägerprüfung 2025 werden wie 
folgt festgesetzt: 
 
Schießprüfung: 
 
Donnerstag, 24.04.2025 ab 08.30 Uhr, vor dem Jägerprüfungsausschuss West auf dem DJV-Schießstand des 
Hegerings Sundern in Sundern 
 
Freitag, 25.04.2025 ab 08.30 Uhr, vor dem Jägerprüfungsausschuss West auf dem DJV-Schießstand des 
Hegerings Meschede in Meschede 
 
Montag, 28.04.2025, ab 08.30 Uhr, vor dem Jägerprüfungsausschuss Ost auf dem DJV-Schießstand des He-
gerings Marsberg in Marsberg 
 
Die Schießprüfung besteht nach § 6 DVO LJG-NRW aus dem Büchsenschießen und dem Flintenschießen. 
 
Beim Büchsenschießen sind 5 Schüsse sitzend aufgelegt aus einer Entfernung zwischen 90 und 110 m auf 
die Rehbockscheibe Nr. 1 des Deutschen Jagdschutzverbandes abzugeben. Außerdem sind 5 Schüsse ste-
hend freihändig aus einer Entfernung zwischen 48 und 62 m auf die flüchtige Überläuferscheibe Nr. 5 oder 6 
des Deutschen Jagdschutzverbandes abzugeben. 
 
Beim Flintenschießen sind nach Festlegung durch den Prüfungsausschuss 10 bewegliche Ziele (Wurftauben-
Skeet oder Wurftauben-Trap oder Kipphasen) aus jagdlicher Gewehrhaltung zu beschießen. Doppelschüsse 
sind zugelassen. Die Jägerprüfungsausschüsse haben festgelegt, dass bei der Jägerprüfung im HSK auf Kipp-
hasen geschossen wird. 
 
Mündlich-praktischer Teil: 
 
Am 05.05., 06.05., 07.05., 12.05. und 13.05.2025 vor dem Prüfungsausschuss West im Kreishaus Meschede, 
Steinstr. 27, Meschede, Sitzungssaal „Kahler Asten“, Raum-Nr. F 2 
 
Am 29.04. und 30.04.2025 vor dem Prüfungsausschuss Ost im Kreishaus Brilon, Am Rothaarsteig 1, Brilon, 
Großer Sitzungssaal 
 
Ich behalte mir vor, die Orte für den schriftlichen Teil sowie die Zeiträume und Orte für den mündlich-prakti-
schen Teil der Jägerprüfung aus organisatorischen Gründen zu verlegen. Dies wird den Bewerbern ggf. im 
Zulassungsschreiben mitgeteilt. 
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Der genaue Zeitpunkt des Beginns des mündlich-praktischen Teils der Jägerprüfung 2025 wird den einzelnen 
Bewerbern unmittelbar nach Durchführung der Schießprüfung bekanntgegeben. 
 
Die Anträge auf Zulassung zur Jägerprüfung sind nach § 4 Abs. 1 DVO LJG-NRW bis spätestens 2 Monate 
vor der schriftlichen Jägerprüfung, d.h. bis zum 23.02.2025, bei der Unteren Jagdbehörde des Hochsauer-
landkreises, Steinstr. 27, 59872 Meschede, einzureichen. 
 
Dem Antrag auf Zulassung zur Jägerprüfung sind nach § 4 Abs. 1 DVO LJG-NRW beizufügen: 
 
1. ein Nachweis über die Einzahlung der Prüfungsgebühr; 
 
2. ein Nachweis über die sichere Handhabung und das Schießen mit einer Kurzwaffe; 
 
3. ein Nachweis über die Ausbildung zur Kundigen Person nach der EU-Hygieneverordnung Nr. 853/2004. 
 
Die Prüfungsgebühr beträgt 250,- €. Sie ist vor der Antragstellung auf eines der nachfolgenden Konten des 
Hochsauerlandkreises unter Angabe des Verwendungszwecks „011001010 Jägerprüfung“ einzuzahlen: 
 
Sparkasse Hochsauerland  BIC: WELADED1HSL IBAN: DE64416517700000000190 
 
Sparkasse Meschede  BIC: WELADED1MES IBAN: DE77464510120000000018 
 
Sparkasse Arnsberg-Sundern BIC: WELADED1ARN IBAN: DE40466500050001007327 
 
Postbank Dortmund BIC: PBNKDEFFXXX IBAN: DE95440100460001178467 
 
Bewerber, deren Anträge auf Zulassung zur Jägerprüfung nach dem 23.02.2025 bei der Unteren Jagdbehörde 
eingehen, können zur Jägerprüfung nicht mehr zugelassen werden, wie auch diejenigen Bewerber, die bis zu 
diesem Termin die notwendigen Nachweise nicht vorgelegt haben. 
 
Die Termine einer eventuellen Nachprüfung (voraussichtlich im September 2025) werden den Antragstellern 
gesondert bekanntgegeben. 
 
Meschede, 16.12.2024 
 
HOCHSAUERLANDKREIS 
DER LANDRAT 
Fachdienst Untere Naturschutzbehörde, Jagd 
- Untere Jagdbehörde - 
 
Im Auftrag 
gez. 
Schmidt 
 
 
193 NEUBESETZUNG DES KEHRBEZIRKS HSK 01 
 
Mit Wirkung zum 01.01.2025 wird  
 

Herr 
Matthias Becker 
Im Diemeltal 15 
34508 Willingen 
Tel.: 05632 9229052 
Fax: 05632 3039997 
Mobil: 0152 09495123 
E-Mail: m-becker-willingen@t-online.de 

 
zum bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk HSK 01 bestellt.  
 
Die Bestellung ist bis zum 31.12.2031 befristet.  
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Der Kehrbezirk Hochsauerlandkreis 01 umfasst Arnsberg-Bergheim, Arnsberg-Bachum, Arnsberg-Voßwinkel 
und Arnsberg-Holzen. 
 
Im Auftrag 
gez. 
Rath 
 
 
194 NEUBESETZUNG DES KEHRBEZIRKS HSK 29 
 
Mit Wirkung zum 01.01.2025 wird  
 

Herr 
Philip Bieberstedt 
Tannenhöhe 11 
34466 Wolfhagen 
Mobil: 0152 06132769 
E-Mail: info@schornsteinfeger-bieberstedt.de 

 
zum bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk HSK 29 bestellt.  
 
Die Bestellung ist bis zum 31.12.2031 befristet.  
 
Der Kehrbezirk Hochsauerlandkreis 29 umfasst mit die Marsberger Ortsteile Westheim, Oesdorf, Meerhof und 
Essentho sowie Teile von Niedermarsberg. 
 
Im Auftrag 
gez. 
Rath 
 
 
195 NEUBESETZUNG DES KEHRBEZIRKS HSK 25 
 
Mit Wirkung zum 01.01.2025 wird  
 

Herr 
Daniel Dickmann 
Eresburgstraße 66 
34431 Marsberg 
Tel.: 02992 7866464 
Mobil: 0176 30327481 
E-Mail: info@schornsteinfeger-dickmann.de 

 
zum bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk HSK 25 bestellt.  
 
Die Bestellung ist bis zum 31.12.2031 befristet.  
 
Der Kehrbezirk Hochsauerlandkreis 25 umfasst Teile der Stadt Brilon sowie die Ortsteile Brilon-Gudenhagen, 
Brilon-Petersborn und Brilon Wald. 
 
Im Auftrag 
gez. 
Rath 
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196 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 10 DES BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESET-
ZES (BIMSCHG) I. V. M. § 21 A DER 9. VERORDNUNG ZUR DURCHFÜHRUNG DES BUNDES-
IMMISSIONSSCHUTZGESETZES (9. BIMSCHV) 

 
Antrag der Energieplan Ost West GmbH & Co. KG, v. d. Energieplan Ost West Verwaltungs GmbH, v. 
d. GF Matthias Kopius auf Erteilung eines Vorbescheides gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für eine Wind-
energieanlage vom Typ Vestas V172-7.2 mit einer Nabenhöhe von 175 m, einem Rotordurchmesser 

von 172 m, einer Gesamthöhe von 261 m und einer Nennleistung von 7.200 kW 
 

im Stadtgebiet Brilon 
 

-Erteilung des Bescheids- 
 
Der Hochsauerlandkreis hat, als zuständige Genehmigungsbehörde, der Energieplan Ost West GmbH & Co. 
KG, v. d. Energieplan Ost West Verwaltungs GmbH, v. d. GF Matthias Kopius, Graf-Zeppelin-Straße 69, 33181 
Bad Wünnenberg auf ihren Antrag vom 28.06.2024 auf Vorbescheid gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für die Er-
richtung und den Betrieb von einer Windenergieanlage vom Typ Vestas V172-7.2 mit einer Nabenhöhe von 
175 m, einem Rotordurchmesser von 172 m, einer Gesamthöhe von 261 m und einer Nennleistung von 7.200 
kW in der Gemarkung Nehden, Flur 4, Flurstücke 249, 205 am 09.12.2024 erteilt. Antragsgegenstand ist die 
Privilegierung gem. § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB, Darstellungen des Flächennutzungsplans der Stadt Brilon und 
luftfahrtrechtlicher Sicht. 
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften. 
 
Der Vorbescheid wird im nachstehend aufgeführten Umfang entsprechend den Antragsunterlagen, die ver-
bindlicher Bestandteil des Bescheides sind, für folgende Windenergieanlage erteilt:  
 
Typ: VestasV172-7.2 
Nennleistung [kW]: 7.200 
Nabenhöhe [m]: 175 
Rotordurchmesser [m]: 172 
Gesamthöhe [m]: 261 
Gemarkung: Nehden 
Flur: 4 
Flurstücke: 249 und 205  
 
Die Entscheidung über den Antrag wird auf Antrag des Antragstellers hiermit gem. § 10 Abs. 8 BImSchG i.V.m. 
§ 21a der 9. BImSchV öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Genehmigungsbescheid kann auf der Internetseite des Hochsauerlandkreises 
(https://www.hochsauerlandkreis.de/hochsauerlandkreis/buergerservice/bauen/wohnen/kataster/bekanntma-
chung-oeff) in der Zeit vom 19.12.2024 bis zum 02.01.2025 eingesehen werden.  
 
Auf Verlangen wird Ihnen eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt.  
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid Dritten gegenüber, die keine Einwendungen erhoben ha-
ben, als zugestellt. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung für Dritte, die keine Einwendungen erhoben haben 
 
Gegen den Genehmigungsbescheid können Personen, die keine Einwendungen erhoben haben, innerhalb 
eines Monats nach der Bekanntgabe, Widerspruch beim Hochsauerlandkreis, Steinstraße 27, 59872 
Meschede erheben werden. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner Erhebung zu begründen.  
 
Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfechtungsklage gegen 
eine Zulassung einer Windenergieanlage an Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 
Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur innerhalb eines Monats nach der Zustellung der 
Zulassung gestellt und begründet werden (§ 63 Abs. 2 S. 1 BImSchG). 
 
Brilon, 18.12.2024 
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Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
Az: 42.40346-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
197 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 10 DES BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESET-

ZES (BIMSCHG) 
 
Antrag der NATURWERK Windenergie GmbH, v. d. GF Christian Morawietz auf Erteilung einer Geneh-

migung gem. § 4 BImSchG für die Errichtung und den Betrieb von 7 WEA (WEA 03 bis WEA 09) im 
Windpark Esloher Höhe III vom Typ Nordey N175-6.8 MW 

 
im Gemeindegebiet Eslohe 

 
-Erörterungstermin- 

 
In dem Verfahren zum Antrag der NATURWERK Windenergie GmbH, v. d. GF Christian Morawietz, Doncaster 
Platz 5 - 7, 45699 Herten zur Genehmigung gem. § 4 BImSchG für die Errichtung und den Betrieb von 7 WEA 
(WEA 03 bis WEA 09) im Windpark Esloher Höhe III vom Typ Nordey N175-6.8 MW in Gemarkung Eslohe, 
Flur 1, Flurstücke 40, 97, Gemarkung Salwey, Flur 12, Flurstücke 52, 38, 41, 46, Flur 13, Flurstück 82 sind 
innerhalb der Einwendungsfrist vier Einwendungen erhoben worden. Gem. § 16 Abs. 1 S. 3 der 9. BImSchV 
wird auf einen Erörterungstermin verzichtet, da der Antragsteller diesen nicht beantragt hat. 
 
Der für den 07.01.2025 vorgesehene Erörterungstermin findet daher nicht statt. 
 
Auf die öffentliche Bekanntmachung vom 02.10.2024 wird hingewiesen. 
 
Brilon, 18.12.2024 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
 
Az: 42.40250-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
198 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die Grünwerke GmbH, v.d. GF Herrn Ralf Zischke mit Sitz in 40233 Düsseldorf hat beim Hochsauerlandkreis, 
als zuständiger Genehmigungsbehörde, am 27.06.2024 die Erteilung eines Vorbescheides gem. § 9 Abs. 1a 
BImSchG für drei WEA des Typs Vestas V150-6.0 MW mit einer Nabenhöhe von 169 m, einem Rotordurch-
messer von 150 m, einer Gesamthöhe von 244 m und einer Nennleistung von je 6.0 MW; Antragsgegenstand: 
Vereinbarkeit mit der Bauleitplanung der Stadt Schmallenberg (§ 25 Abs. 3 S. 1, S. 3 BauGB), Privilegierung 
nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB, Vereinbarkeit mit militärischen Belangen (§ 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 8 BauGB) und 
gem. den §§ 12 bis 17, 18a des Luftverkehrsgesetzes luftfahrtrechtlich zulässig, auf den nachfolgend bezeich-
neten Grundstücken beantrag: 
 
Bezeichnung Anlagen-Nr.  Gemarkung Flur Flurstück 
WEA 1 – Vestas V150 8194932.1 Gellinghausen 4 113 
WEA 2 – Vestas V150 8194932.2 Gellinghausen 3 38 
WEA 3 – Vestas V150 8194933.3 Gellinghausen 3 40 
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Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Zusammen mit den WEA Nr. 8194957.1, 8194957.2, 8194957.3, 8194957.4 und 8194957.5 bilden die bean-
tragten WEA eine Windfarm im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. Eine Windfarm von 6 bis weniger als 20 Wind-
energieanlagen ist unter der Nr. 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des UVPG genannten Vorhaben mit einem „A“ 
(Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind, 
welche das gesetzliche Maß (Zumutbarkeitsschwelle) überschreiten.  
 
Im Ergebnis besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil 
durch den Antragsgegenstand und den damit verbundenen standort-/anlagenbedingten Auswirkungen keine 
erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 18.12.2024 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40345-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
199 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die WKA Hüsten GbR v. d. Norbert Schulte-Schnitker mit Sitz in 59469 Ense hat beim Hochsauerlandkreis, 
als zuständiger Genehmigungsbehörde, gem. § 1 Abs. 2 Nr. 3 Abs. 3 ZuStVO NRW, mit Datum vom 
24.06.2024 einen Antrag auf Vorbescheid gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für 3 WEA vom Typ ENERCON E-175 
EP5 mit einer Nabenhöhe von 162 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer Gesamthöhe von 249,5 m 
und einer Nennleistung von je 6 MW gestellt; Antragsgegenstand: Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 
BauGB, Vereinbarkeit mit den Darstellungen des Flächennutzungsplans der Stadt Arnsberg nach § 35 Abs. 3 
S. 1 Nr. 1 BauGB und § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB (sog. Ausschlusswirkung) sowie luftfahrtrechtliche Belange auf 
den nachfolgend bezeichneten Grundstücken: 
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Bezeichnung Anlagen-Nr.  Gemarkung Flur Flurstück/e 
WEA 1 – E-175 EP5 8194934.1 Neheim-Hüsten 26 103, 100 und 111 
WEA 2 – E-175 EP5 8194934.2 Neheim-Hüsten 29 23 
WEA 3 – E-175 EP5 8194934.3 Neheim-Hüsten 29 33 

 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Die beantragten WEA bilden eine Windfarm im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. Eine Windfarm von 3 bis weniger 
als 6 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.3 Spalte 2 der Anlage 1 des UVPG genannten Vorhaben mit 
einem „S“ (standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand. 
  
Die Vorprüfung führt zu dem Ergebnis, dass durch die beantragten Genehmigungsgegenstände keine erheb-
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 18.12.2024 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40348-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez. 
Kraft 
 
 
200 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die NATURWERK Windenergie GmbH, v.d. GF Herrn Christian Morawietz mit Sitz in 45699 Herten hat beim 
Hochsauerlandkreis, als zuständiger Genehmigungsbehörde, am 03.09.2024 einen Antrag auf Vorbescheid 
gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für fünf WEA des Typs Nordex N175 – 6.8 MW mit einer Nabenhöhe von 179 m, 
einem Rotordurchmesser von 175 m, einer Gesamthöhe von 267 m und einer Nennleistung von je 6.800 kW 
(WEA 01 bis 04 und WEA 06) gestellt. Antragsgegenstand: Privilegierung gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB, 
Vereinbarkeit mit § 249 Abs. 2 BauGB, Ziele der Raumordnung und gemeindliche Bauleitplanung § 35 Abs.3 
S. 2 und 3 BauGB sowie Darstellungen des Flächennutzungsplans § 35 Abs.1 S.1 BauGB auf den nachfolgend 
bezeichneten Grundstücken: 
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Bezeichnung Anlagen-Nr.  Gemarkung Flur Flurstück 
WEA 01 - Nordex N175 – 6.8 MW 8194960.1 Reiste 14 54 
WEA 02 - Nordex N175 – 6.8 MW 8194960.2 Reiste 14 24 
WEA 03 - Nordex N175 – 6.8 MW 8194960.3 Reiste 14 40 
WEA 04 - Nordex N175 – 6.8 MW 8194960.4 Reiste 5 10 
WEA 06 - Nordex N175 – 6.8 MW 8194960.5 Reiste 16 25 

 
Das Vorhaben gehört zu den unter Ziffer des Anhangs 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) genannten An-
lagen.  
 
Die beantragten WEA bilden eine Windfarm im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. Eine Windfarm von 3 bis weniger 
als 6 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.3 Spalte 2 der Anlage 1 des UVPG genannten Vorhaben mit 
einem „S“ (standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand. 
  
Die Vorprüfung führt zu dem Ergebnis, dass durch die beantragten Genehmigungsgegenstände keine erheb-
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu besorgen sind. Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 18.12.2024 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40469-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
201 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die NATURWERK Windenergie GmbH, v.d. GF Herrn Christian Morawietz mit Sitz in 45699 Herten hat beim 
Hochsauerlandkreis, als zuständiger Genehmigungsbehörde, am 03.09.2024 einen Antrag auf Vorbescheid 
gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für fünf WEA des Typs Nordex N175 – 6.8 MW mit einer Nabenhöhe von 179 m, 
einem Rotordurchmesser von 175 m, einer Gesamthöhe von 267 m und einer Nennleistung von je 6.800 kW 
(WEA 02 bis 06) gestellt. Antragsgegenstand: Privilegierung gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB, Vereinbarkeit 
mit § 249 Abs. 2 BauGB, Ziele der Raumordnung und gemeindliche Bauleitplanung § 35 Abs.3 S. 2 und 3 
BauGB sowie Darstellungen des Flächennutzungsplans § 35 Abs.1 S.1 BauGB auf den nachfolgend bezeich-
neten Grundstücken: 
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Bezeichnung Anlagen-Nr.  Gemarkung Flur Flurstück 
WEA 02 - Nordex N175 – 6.8 MW 8194963.1 Dorlar 7 10 
WEA 03 - Nordex N175 – 6.8 MW 8194963.2 Dorlar 7 74 
WEA 04 - Nordex N175 – 6.8 MW 8194963.3 Dorlar 7 52 
WEA 05 - Nordex N175 – 6.8 MW 8194963.4 Dorlar 7 31 
WEA 06 - Nordex N175 – 6.8 MW 8194963.5 Rarbach 12 13 

 
Das Vorhaben gehört zu den unter Ziffer des Anhangs 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) genannten An-
lagen.  
 
Die beantragten WEA bilden eine Windfarm im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. Eine Windfarm von 3 bis weniger 
als 6 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.3 Spalte 2 der Anlage 1 des UVPG genannten Vorhaben mit 
einem „S“ (standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand. 
  
Die Vorprüfung führt zu dem Ergebnis, dass durch die beantragten Genehmigungsgegenstände keine erheb-
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 18.12.2024 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40472-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
202 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die NATURWERK Windenergie GmbH v.d. GF Herrn Christian Morawietz mit Sitz in 45699 Herten hat beim 
Hochsauerlandkreis, als zuständiger Genehmigungsbehörde, gem. § 1 Abs. 2 Nr. 3 Abs. 3 ZuStVO NRW, mit 
Datum vom 03.09.2024 einen Antrag auf Vorbescheid gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für 3 WEA vom Typ Nordex 
N175 mit einer Nabenhöhe von 179 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer Gesamthöhe von 267 m 
und einer Nennleistung von je 6.800 kW gestellt; Antragsgegenstand: Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 
BauGB, Vereinbarkeit mit § 249 Abs. 2 BauGB, Ziele der Raumordnung und gemeindliche Bauleitplanung 
nach § 35 Abs. 3 S. 2 oder S. 3 BauGB und Vereinbarkeit mir den Darstellungen des Flächennutzungsplans 
der Stadt Schmallenberg, sowohl nach § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 BauGB, als auch solche nach § 35 Abs. 3 S. 3 
BauGB (sog. Ausschlusswirkung) auf den nachfolgend bezeichneten Grundstücken beantragt: 
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Bezeichnung Anlagen-Nr.  Gemarkung Flur Flurstück 
WEA 1 – Nordex N175 8194964.1 Rarbach 11 7 
WEA 7 – Nordex N175 8194964.2 Rarbach 12 30 
WEA 8 – Nordex N175 8194964.3 Dorlar 5 17 

 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Die beantragten WEA 1, 7 und 8 bilden eine Windfarm im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. Eine Windfarm von 3 
bis weniger als 6 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.3 Spalte 2 der Anlage 1 des UVPG genannten 
Vorhaben mit einem „S“ (standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhabens Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzende Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind, 
welche das gesetzliche Maß (Zumutbarkeitsschwelle) überschreiten.  
 
Im Ergebnis besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil 
durch den Antragsgegenstand und den damit verbundenen standort-/anlagenbedingten Auswirkungen offen-
sichtlich keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 18.12.2024 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40473-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
203 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die NATURWERK Windenergie GmbH, v.d. GF Herrn Christian Morawietz mit Sitz in 45699 Herten hat beim 
Hochsauerlandkreis, als zuständiger Genehmigungsbehörde, am 05.09.2024 die Erteilung Vorbescheides 
gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für die Errichtung und den Betrieb von 7 Windenergieanlagen vom Typ Nordex 
N175 mit einer Nabenhöhe von 179 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer Gesamthöhe von 267 m 
und einer Nennleistung von je 6.800 kW (WEA 01 - 07); Antragsgegenstand: Privilegierung gem. § 35 Abs. 1 
Nr. 5 BauGB; Entgegenstehen von Festsetzungen gem. § 249 Abs. 2 BauGB, Ziele der Raumordnung gem. 
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§ 35 Abs. 3 Satz 2 oder Satz3 BauGB, gemeindliche Bauleitplanung gem. § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB, Darstel-
lungen des Flächennutzungsplan gem. § 35 Abs. 3 Satz 1, Regelungen der TA Lärm und WKA-Schattenwurf-
hinweise, auf nachstehenden Grundstücken beantragt. 
 
Bezeichnung Anlagen-Nr.  Gemarkung Flur Flurstück 
WEA 01 - Nordex N175 – 6.8 MW 8194965.1 Gevelinghausen 2 35 
WEA 02 - Nordex N175 – 6.8 MW 8194965.2 Gevelinghausen 2 35 
WEA 03 - Nordex N175 – 6.8 MW 8194965.3 Gevelinghausen 2 12 
WEA 04 - Nordex N175 – 6.8 MW 8194965.4 Gevelinghausen  4 53 
WEA 04 - Nordex N175 – 6.8 MW 8194965.5 Helmeringhausen 2 8 
WEA 04 - Nordex N175 – 6.8 MW 8194965.6 Gevelinghausen 4 67 
WEA 06 - Nordex N175 – 6.8 MW 8194963.7 Helmeringhausen 2 6 

 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Das Vorhaben fällt unter Nr. 1.6.2 der Anlage 1 UVPG und ist mit einem „A“ (Allgemeine Vorprüfung des 
Einzelfalls) gekennzeichnet.  
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Die Prüfung hat ergeben, dass der beantragte Antragsgegenstand keine negativen Umweltauswirkungen her-
vorrufen.  
 
Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind, 
welche das gesetzliche Maß (Zumutbarkeitsschwelle) überschreiten.  
 
Im Ergebnis besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil 
durch den Antragsgegenstand und den damit verbundenen standort-/anlagenbedingten Auswirkungen offen-
sichtlich keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 18.12.2024 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40474-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
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204 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-
VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 

 
Die ABO Energy GmbH & Co. KGaAv. d. Ahn & Bockholt Management GmbH v. d. Dr. Jochen Ahn mit Sitz in 
65195 Wiesbaden hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger Genehmigungsbehörde gem. § 1 Abs. 2 Nr. 
3 Abs. 3 ZuStVO NRW, mit Datum vom 16.09.2024 einen Antrag auf Vorbescheid gem. § 9 Abs. 1a BImSchG 
für 4 Windenergieanlagen (WEA 01 bis WEA 04); WEA 01 vom Typ Vestas V136 mit einem Rotordurchmesser 
von 136 m, Nabenhöhe von 166 m und Nennleistung von 4.200 kW; WEA 02-04 vom Typ Vestas V150 mit 
einem Rotordurchmesser von 150 m, Nabenhöhe von 169 m und Nennleistung von 6.000 kW;  Antragsgegen-
stand: Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB i. V. m. § 249 Abs. 2 BauGB, keine Ausschlusswirkung 
nach § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 BauGB und § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB, Vereinbarkeit mit dem Landschaftsplan nach 
§ 26 Abs. 3 BNatSchG i. V. m. § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 BauGB auf den nachfolgend bezeichneten Grundstücken 
beantragt: 
 
Bezeichnung Anlagen-Nr.  Gemarkung Flur Flurstück 
WEA 1 – Vestas V136 8194971.1 Bödefeld-Freiheit 2 20 
WEA 2 – Vestas V150 8194971.2 Bödefeld-Freiheit 2 27 
WEA 3 – Vestas V150 8194971.3 Bödefeld-Freiheit 2 36 
WEA 4 – Vestas V150 8194971.4 Bödefeld-Freiheit 3 17 

 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Die beantragten WEA 1 bis 4 bilden eine Windfarm im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. Eine Windfarm von 3 bis 
weniger als 6 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.3 Spalte 2 der Anlage 1 des UVPG genannten Vorha-
ben mit einem „S“ (standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhabens Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzende Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind, 
welche das gesetzliche Maß (Zumutbarkeitsschwelle) überschreiten.  
 
Im Ergebnis besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil 
durch den Antragsgegenstand und den damit verbundenen standort-/anlagenbedingten Auswirkungen offen-
sichtlich keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 18.12.2024 
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Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40493-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
205 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die Windpark Remblinghausen GmbH & Co. KG v. d. EMG EnergieManagement Verwaltungsgesellschaft 
mbH, v. d. Marco Eggensperger mit Sitz in 76135 Karlsruhe hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger 
Genehmigungsbehörde, gem. § 1 Abs. 2 Nr. 3 Abs. 3 ZuStVO NRW, mit Datum vom 07.10.2024 einen Antrag 
auf Vorbescheid gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für 1 WEA vom Typ Nordex N175/6.X mit einer Nabenhöhe von 
179 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer Gesamthöhe von 267 m und einer Nennleistung von 6.800 
kW gestellt; Antragsgegenstand: Privilegierung gem. § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB, Ziele der Raumordnung und 
gemeindliche Bauleitplanung gem. § 35 Abs. 3 S. 2 oder S. 3 BauGB auf dem nachfolgend bezeichneten 
Grundstück beantragt: 
 
Bezeichnung Anlagen-Nr.  Gemarkung Flur Flurstück 
WEA 5 – Nordex N175 8194976.1 Meschede-Land 13 2 

 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Zusammen mit den WEA Nr. 8194590.1, 8194590.2, 8194590.3 und 8194977.1 bildet die beantragte WEA 
eine Windfarm im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. Eine Windfarm von 3 bis weniger als 6 Windenergieanlagen 
ist unter der Nr. 1.6.3 Spalte 2 der Anlage 1 des UVPG genannten Vorhaben mit einem „S“ (standortbezogene 
Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhabens Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzende Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind, 
welche das gesetzliche Maß (Zumutbarkeitsschwelle) überschreiten.  
 
Im Ergebnis besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil 
durch den Antragsgegenstand und den damit verbundenen standort-/anlagenbedingten Auswirkungen offen-
sichtlich keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 18.12.2024 
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Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40533-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
206 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die Windpark Remblinghausen GmbH & Co. KG v. d. EMG EnergieManagement Verwaltungsgesellschaft 
mbH v. d. Marco Eggensperger mit Sitz in 76135 Karlsruhe hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger 
Genehmigungsbehörde, gem. § 1 Abs. 2 Nr. 3 Abs. 3 ZuStVO NRW, mit Datum vom 07.10.2024 einen Antrag 
auf Vorbescheid gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für 1 WEA vom Typ Nordex N175/6.X mit einer Nabenhöhe von 
179 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer Gesamthöhe von 267 m und einer Nennleistung von 6.800 
kW gestellt; Antragsgegenstand: Privilegierung gem. § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB, Ziele der Raumordnung und 
gemeindliche Bauleitplanung gem. § 35 Abs. 3 S. 2 oder S. 3 BauGB auf dem nachfolgend bezeichneten 
Grundstück beantragt: 
 
Bezeichnung Anlagen-Nr.  Gemarkung Flur Flurstück 
WEA 4 – Nordex N175 8194977.1 Remblinghausen 5 35 

 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Zusammen mit den WEA Nr. 8194590.1, 8194590.2, 8194590.3 und 8194976.1 bildet die beantragte WEA 
eine Windfarm im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. Eine Windfarm von 3 bis weniger als 6 Windenergieanlagen 
ist unter der Nr. 1.6.3 Spalte 2 der Anlage 1 des UVPG genannten Vorhaben mit einem „S“ (standortbezogene 
Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhabens Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzende Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Die Vorprüfung führt zu dem Ergebnis, dass durch die beantragten Genehmigungsgegenstände keine erheb-
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 18.12.2024 
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Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40535-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
207 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die WestfalenWIND Planungs GmbH & Co. KG v. d. WW Planung Verwaltungs GmbH v. d. GF Andreas Düser 
mit Sitz in 33100 Paderborn hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger Genehmigungsbehörde, am 
14.10.2024 einen Antrag auf Vorbescheid gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für sieben WEA des Typs Vestas V172-
7.2MW mit einer Nabenhöhe von 175, einem Rotordurchmesser von 172 m, einer Gesamthöhe von 261 m 
und einer Nennleistung von 7.2 MW gestellt. Antragsgegenstand: Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB, 
Darstellungen des Flächennutzungsplans gem. § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 und § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB (sog. 
Ausschlusswirkung), Schattenwurf und Schallimmissionen sowie luftfahrtrechtliche Belange auf den nachfol-
gend bezeichneten Grundstücken: 
 
Bezeichnung Anlagen-Nr.  Gemarkung Flur Flurstück/e 
WEA 1 – Vestas V172-7.2MW 8194978.1 Leitmar 6 32 
WEA 2 – Vestas V172-7.2MW 8194978.2 Leitmar 6 32 
WEA 3 – Vestas V172-7.2MW 8194978.3 Borntosten 3 4 und 18 
WEA 4 – Vestas V172-7.2MW 8194978.4 Borntosten 3 2, 18 und 4 
WEA 5 – Vestas V172-7.2MW 8194978.5 Borntosten 3 18 
WEA 6 – Vestas V172-7.2MW 8194978.6 Borntosten 3 18 und 19 
WEA 7 – Vestas V172-7.2MW 8194978.7 Borntosten 3 18 und 19 

 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Die beantragten WEA bilden eine Windfarm im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. Eine Windfarm von 6 bis weniger 
als 20 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des UVPG genannten Vorhaben mit 
einem „A“ (Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Die Prüfung hat ergeben, dass die zusätzlichen Umweltauswirkungen durch Geräusch- und Schattenwur-
fimmissionen das gesetzliche Maß einhalten. Die beigefügten Gutachten belegen die Einhaltung der Immissi-
onsrichtwerde an den nächstgelegenen Immissionsaufpunkten. Somit wirken sich die 7 Anlagenstandorte 
nicht erheblich negativ aus. 
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind, 
welche das gesetzliche Maß (Zumutbarkeitsschwelle) überschreiten.  
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Im Ergebnis besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil 
durch den Antragsgegenstand und den damit verbundenen standort-/anlagenbedingten Auswirkungen offen-
sichtlich keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 18.12.2024 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40548-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
208 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die WestfalenWIND Planungs GmbH & Co. KG v. d. WW Planung Verwaltungs GmbH v. d. GF Andreas Düser 
mit Sitz in 33100 Paderborn hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger Genehmigungsbehörde, am 
16.10.2024 einen Antrag auf Vorbescheid gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für drei WEA des Typs ENERCON E-
175 EP5 mit einer Nabenhöhe von 162 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer Gesamthöhe von 249,5 
m und einer Nennleistung von je 6 MW gestellt. Antragsgegenstand: Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 
BauGB, Darstellungen des Flächennutzungsplans gem. § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 und § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB 
(sog. Ausschlusswirkung) und luftfahrtrechtliche Zustimmung auf den nachfolgend bezeichneten Grundstü-
cken: 
 
Bezeichnung Anlagen-Nr.  Gemarkung Flur Flurstück 
WEA 1 – E-175 EP5 8194982.1 Nuttlar 1 131 
WEA 2 – E-175 EP5 8194982.2 Nuttlar 1 131 
WEA 3 – E-175 EP5 8194982.3 Nuttlar 1 192 

 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Die beantragten WEA bilden eine Windfarm im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. Eine Windfarm von 3 bis weniger 
als 6 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.3 Spalte 2 der Anlage 1 des UVPG genannten Vorhaben mit 
einem „S“ (standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand. 
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Die Vorprüfung führt zu dem Ergebnis, dass durch die beantragten Genehmigungsgegenstände keine erheb-
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 18.12.2024 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40567-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
209 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die WestfalenWIND Planungs GmbH & Co. KG v. d. WW Planung Verwaltungs GmbH v. d. GF Andreas Düser 
mit Sitz in 33100 Paderborn hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger Genehmigungsbehörde, am 
25.10.2024 einen Antrag auf Vorbescheid gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für acht WEA des Typs Vestas V172-
7.2MW mit einer Nabenhöhe von 175, einem Rotordurchmesser von 172 m, einer Gesamthöhe von 261 m 
und einer Nennleistung von je 7.2 MW gestellt. Antragsgegenstand: Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 
BauGB, Darstellungen des Flächennutzungsplans gem. § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 und § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB 
(sog. Ausschlusswirkung), Schattenwurf und Schallimmissionen sowie luftfahrtrechtliche Belange auf den 
nachfolgend bezeichneten Grundstücken: 
  
Bezeichnung Anlagen-Nr.  Gemarkung Flur Flurstück 
WEA 1 – Vestas V172-7.2MW 8194993.1 Leitmar 1 3 
WEA 2 – Vestas V172-7.2MW 8194993.2 Heddinghausen 2 330 
WEA 3 – Vestas V172-7.2MW 8194993.3 Leitmar 1 3 
WEA 4 – Vestas V172-7.2MW 8194993.4 Heddinghausen 1 46 
WEA 5 – Vestas V172-7.2MW 8194993.5 Heddinghausen 1 46 
WEA 6 – Vestas V172-7.2MW 8194993.6 Heddinghausen 1 6 
WEA 7 – Vestas V172-7.2MW 8194993.7 Udorf 2 240 
WEA 8 – Vestas V172-7.2MW 8194993.8 Udorf 2 240 

 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Die beantragten WEA bilden eine Windfarm im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. Eine Windfarm von 6 bis weniger 
als 20 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des UVPG genannten Vorhaben mit 
einem „A“ (Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
 
Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
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Die Prüfung hat ergeben, dass die zusätzlichen Umweltauswirkungen durch Geräusch- und Schattenwur-
fimmissionen das gesetzliche Maß einhalten. Die beigefügten Gutachten belegen die Einhaltung der Immissi-
onsrichtwerde an den nächstgelegenen Immissionsaufpunkten. Somit wirken sich die 8 Anlagenstandorte 
nicht erheblich negativ aus. 
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind, 
welche das gesetzliche Maß (Zumutbarkeitsschwelle) überschreiten.  
 
Im Ergebnis besteht somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, weil 
durch den Antragsgegenstand und den damit verbundenen standort-/anlagenbedingten Auswirkungen offen-
sichtlich keine erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 18.12.2024 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40603-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
210 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 ABS. 2 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELT-

VERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die WestfalenWIND Planungs GmbH & Co. KG v. d. WW Planung Verwaltungs GmbH v. d. GF Andreas Düser 
mit Sitz in 33100 Paderborn hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger Genehmigungsbehörde, am 
14.10.2024 einen Antrag auf Vorbescheid gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für fünf WEA des Typs ENERCON E-
175 EP5 mit einer Nabenhöhe von 162 m, einem Rotordurchmesser von 175 m, einer Gesamthöhe von 249,5 
m und einer Nennleistung von je 6 MW gestellt. Antragsgegenstand: Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 
BauGB, Darstellungen des Flächennutzungsplans gem. § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 und § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB 
(sog. Ausschlusswirkung) und luftfahrtrechtliche Belange: 
 
Bezeichnung Anlagen-Nr.  Gemarkung Flur Flurstück/e 
WEA 1 – E-175 EP5 8194994.1 Ostwig 1 46 
WEA 2 – E-175 EP5 8194994.2 Ostwig 1 46 
WEA 3 – E-175 EP5 8194994.3 Nuttlar 1 129 
WEA 4 – E-175 EP5 8194994.4 Nuttlar 1 131 
WEA 5 – E-175 EP5 8194994.5 Nuttlar 1 220 

 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Die beantragten WEA bilden eine Windfarm im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG und ist der Ziffer 1.6.2 der Anlage 
1 zuzuordnen. Gem. § 7 Abs.1 UVPG ist eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen.  
 
Im Rahmen des Verfahrens nach § 9 Abs. 1a BImSchG wird die Prüfung als sog. Teilprüfung durchgeführt, d. 
h. es werden nur die Genehmigungsvoraussetzungen i. V. m. § 29 UVPG geprüft, welche im Hinblick auf die 
Umweltauswirkungen des Vorhaben Antragsgegenstand sind. 
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Hinweis: im anschließenden Vollverfahren nach § 4 BImSchG erfolgt die ergänzenden Vorprüfung des Einzel-
falls auf alle übrigen Genehmigungsvoraussetzungen. 
 
Die Bewertung wurde anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der für die Ent-
scheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgenommen, um die überschlägige Voraus-
schau und die Prüfinhalte erheblicher negativer Umweltauswirkungen abzuschätzen.  
 
Nach § 9 Abs. 1 a BImSchG entfällt die Prüfung auf ein pos. Gesamturteil, sog. unüberwindbare Hindernisse. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls beschränkt sich auf den o. g. Antragsgegenstand.  
 
Die allgemeine Vorprüfung führt zu dem Ergebnis, dass durch die beantragten Genehmigungsgegenstände 
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.  
 
Das beantragte Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG.  
 
Die gem. § 5 Abs. 2 erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.  
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).  
 
Brilon, 18.12.2024 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
42.40607-2024-04 
 
Im Auftrag 
gez.  
Kraft 
 
 
211 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 5 DES GESETZES ÜBER DIE UMWELTVER-

TRÄGLICHKEITSPRÜFUNG (UVPG) 
 
Die WestfalenWIND Planungs GmbH & Co. KG v. d. WW Planung Verwaltungs GmbH v. d. GF Andreas Düser 
mit Sitz in 33100 Paderborn hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger Genehmigungsbehörde, am 
25.10.2024 einen Antrag auf Vorbescheid gem. § 9 Abs. 1a BImSchG für zehn WEA des Typs Vestas V172-
7.2MW mit einer Nabenhöhe von 175, einem Rotordurchmesser von 172 m, einer Gesamthöhe von 261 m 
und einer Nennleistung von je 7.2 MW gestellt. Antragsgegenstand: Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 
BauGB, Darstellungen des Flächennutzungsplans gem. § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 und § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB 
(sog. Ausschlusswirkung), Schattenwurf und Schallimmissionen sowie luftfahrtrechtliche Belange auf den 
nachfolgend bezeichneten Grundstücken: 
 
Bezeichnung Anlagen-Nr.  Gemarkung Flur Flurstück 
WEA 1 – Vestas V172-7.2MW 8194995.1 Obermarsberg 3 409 
WEA 2 – Vestas V172-7.2MW 8194995.2 Obermarsberg 3 385 
WEA 3 – Vestas V172-7.2MW 8194995.3 Obermarsberg 3 397 
WEA 4 – Vestas V172-7.2MW 8194995.4 Erlinghausen 7 3 
WEA 5 – Vestas V172-7.2MW 8194995.5 Erlinghausen 7 63 
WEA 6 – Vestas V172-7.2MW 8194995.6 Erlinghausen 7 60 
WEA 7 – Vestas V172-7.2MW 8194995.7 Erlinghausen 7 18 
WEA 8 – Vestas V172-7.2MW 8194995.8 Erlinghausen 7 37 
WEA 9 – Vestas V172-7.2MW 8194995.9 Obermarsberg 3 62 
WEA 10 – Vestas V172-7.2MW 8194995.10 Obermarsberg 3 157 

 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften – Verfahrensart „V“.  
 
Die beantragten WEA bilden eine Windfarm im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG. Eine Windfarm von 6 bis weniger 
als 20 Windenergieanlagen ist unter der Nr. 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des UVPG genannten Vorhaben mit 
einem „A“ (Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls) gekennzeichnet. 
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Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes beauftragte ARTEMIS GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, Sundern, hat am 22. Juli 2024 folgenden uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt: 
 
„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 
 
An die Flugplatzgesellschaft Meschede mbH 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der Flugplatzgesellschaft Meschede mbH – bestehend aus der Bilanz 
zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2023 bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- 
und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Flugplatzgesell-
schaft Meschede mbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 
• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für 

Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2023 
sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 
und  
 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrecht-
lichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit die-
sen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belan-
gen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-
lich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. 
Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fä-
higkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben 
sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, 
sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
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Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der ins-
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Be-
langen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht 
und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden 
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für 
die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.  
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Gan-
zes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu er-
teilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Über-
einstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche 
falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtü-
mern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lagebe-
richts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
  
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhal-
tung. Darüber hinaus 
 
• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresab-

schluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, 
die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, ist höher als das Risiko, dass aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fäl-
schungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten können. 
 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten inter-
nen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maß-
nahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen 
sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben. 
 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestell-
ten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 
 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zu-
sammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fä-
higkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir 
zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prü-
fungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum 
Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit 
nicht mehr fortführen kann. 
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• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschließlich 
der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Er-
eignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft. 
 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunfts-
orientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnach-
weise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzli-
chen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen 
geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und 
die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeut-
samer Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen." 
 
Vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und 
den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten (IDW PS 450 n.F. (10.2021)). 
 
Die Verwendung des vorstehend wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses Prüfungs-
berichts setzt unsere vorherige Zustimmung voraus. 
 
Die Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder Lageberichts in einer von der 
bestätigten Fassung abweichenden Form (einschließlich der Übersetzung in andere Sprachen) erfordert 
unsere erneute Stellungnahme, soweit dabei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung 
hingewiesen wird. Wir weisen dies bezüglich auf § 328 HGB hin. 
 
Sundern, 22. Juli 2024 
 
ARTEMIS GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
Stephan Gödde 
Wirtschaftsprüfer“ 

 
Der Jahresabschluss 2023 mit Lagebericht liegt bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur 
Einsichtnahme während der Dienststunden im Kreishaus Meschede, Steinstraße 27, 59872 Meschede, Zim-
mer 416 aus. 
 
Meschede, 13.12.2024 
 
gez. gez. 
Johannes Georg Brunert Christoph Pöttgen 
 Geschäftsführer 
 
 


